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Der Deutsche Osten ruft! 


Erleichterung der Aufbauarbeit durch steuerliche Maßnahmen 


Von Fritz Reinhardt, Staatssekretär im Reichsfinanzministerium 
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1. Die Finanzkraft des Reichs iſt ſtärker als je 


Der Staatsſekretär im Reichsfinanz⸗ 
miniſterium Fritz Reinhardt ſprach in einem 
Vortrag vor der Verwaltungsakademie in Poſen über die 
Finanzen des Reichs. Er erbrachte in ausführlichen Dar⸗ 
ſtellungen den Beweis dafür, daß die Finanzen des Reichs 
durchaus geſund ſind, und daß die Finanzkraft 
des Reichs ſtärker als je iſt. Der Teil des Voltsein⸗ 
kommens, der nach Vornahme der privatwirtſchaftlichen Be⸗ 
darfsdeckung und nach Bezahlung von Steuern verbleibt, 
drängt zwangsläufig nach Anlage in Schuldtiteln des 
Reichs. Dieſer Betrag iſt größer als der Kreditbedarf des 
Reichs und der Induſtrie. Es iſt infolgedeſſen dem Reich 
jederzeit ohne Schwierigkeit möglich, den Finanzbedarf zu 
decken, der über das Steueraufkommen hinaus beſteht, und 
es iſt auch der Induſtrie ohne Schwierigkeit möglich, ihren 
kriegswichtigen Finanzbedarf zu decken. Wie günſtig die 
Lage am Geld- und Kapitalmarkt iſt und wie geſund 
die Finanzen des Reichs ſind, wird eindeutig da⸗ 
durch bewieſen, daß es unlängſt möglich geweſen iſt, den 
Zinsſatz zu ſenken. 


11 11 von der Grunderwerbſteuer und von der Umſatz⸗ 
teuer, 


12. Befreiung von der Erbſchaftſteuer und von der Schenkung⸗ 


ſteuer, 


13. Steuerliche Begünſtigung von Kreditgenoſſenſchaften, 


14. Keine Urkundenſteuer und keine Gebühren vom Bergwerks⸗ 
eigentum mehr, 


15. Keine Aufbringungsumlage, 

16. Vermogenſteuerliche Schonung des Betriebsvermögens, 

17. Gewerbeſteuerliche Schonung des Betriebsvermögens, 

18. Halbierung der Realſteuern, 

19. Entſchädigung der Gemeinden für die Ausfälle an Steuer⸗ 
aufkommen, 

20. Haupttreuhandſtelle Oſt, Oſtland und Reichsforſtmeiſter, 

21. Auf zur Tat! 


Die günſtige Lage der Reichsfinanzen iſt darauf zurück⸗ 
zuführen, daß das Steueraufkommen ſich nach wie 
vor außerordentlich günſtig entwickelt, und daß 
die Deutſche Volkswirtſchaft nationalſozialiſtiſch 
gelenkt wird. Sie ſtellt im tiefſten Grund den Beweis 
unerſchütterlichen Vertrauens des Deut⸗ 


ſchen Volkes in die Staatsführung Adolf 


Hitlers dar. 


Es kann jedem Volksgenoſſen mit beſtem Wiſſen und 


Gewiſſen empfohlen werden, ſein Geld zur Sparkaſſe 


oder zur Bank zu bringen oder in Schuldtiteln des 
Reichs oder der Induſtrie anzulegen. Die Feſtig⸗ 


keit der Sparguthaben, der Bankguthaben und der Schuld⸗ 
titel des Reichs und der Induſtrie ſteht außer jedem 
Zweifel. 


In einer nationalſozialiſtiſch gelenkten Volkswirtſchaft 
wird die Finanzierung der großen nationalpolitiſchen Auf⸗ 
gaben niemals Schwierigkeiten bereiten. Es wird in⸗ 
folgedeſſen auch möglich ſein, den Deutſchen Aufbau 
in den eingegliederten Oſtgebieten ohne 


Schwierigkeit zu finanzieren und die Finan- 


8 —— 


} 


Jahreseinkommen 


ten, fo iſt er ein 
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zierung der anderen rieſengroßen Aufbauwerke 
zu bewältigen, die nach Beendigung des Krieges 
nach des Führers Richtlinien in Angriff genommen werden. 


2. Oſt⸗Steuerhilfe⸗Verordnung 

Staatsſekretär Reinhardt gab dann die ſoeben im 
Reichsgeſetzblatt erſchienene „Verordnung über 
Steuererleichterungen zur Förderung der 
eingegliederten Oſtgebiete“ bekannt. Er führte 
dazu u. a. aus: 8 N N 

Das Deutſchtum in den eingegliederten Oſtgebieten muß 
mit allen Mitteln gefeſtigt und gefördert werden. Es iſt 
erforderlich, daß in den nächſten Jahren viele Volksgenoſſen 
und Volksgenoſſinnen ihren Wo huſitz in die eingeglieder⸗ 
ten Oſtgebiete verlegen. Es iſt auch dringend erforder⸗ 
lich, daß viele Volksgenoſſen in den eingegliederten Dit- 
gebieten ſich unternehmer ſch betätigen, ſei es als 
Landwirt, als Handwerker, als Gewerbe⸗ 
treibender oder als Angehörigereines freien 
Berufs. Der Unternehmergeiſt und die Kapi⸗ 
talbildung müſſen in den eingegliederten Oſtgebieten 
ganz beſonders gefördert werden. Dieſen Erforder⸗ 
niſſen dient die ſoeben erſchienene Verordnung des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen und des Reichsminiſters des Innern. 

Diele Oſt⸗Steuerhilfe⸗-Verordnung fieht Maßnahmen 
zur Erleichterung der Lebenshaltung und 
Maßnahmen zur Erleichterung der Wirtſchafts⸗ 
führung vor, und zwar die meiſten für die Zeit bis 

um Jahr 1950. Die Maßnahmen zur Erleichterung 

Ber Wirtſchaftsführung gelten auch für das Ge⸗ 
biet der ehemaligen Freien Stadt Danzig. 


3. Erleichterung der Lebenshaltung 
Seit Beginn des Krieges beſteht der Kriegs zu⸗ 
ſchlag zur Einkommenſteuer. Dieſer beträgt 
grundſätzlich 50 vom Hundert der Einkommenſteuer. Deutſche 
Staatsangehörige und Deutſche Volkszugehörige, die ihren 
ausſchließlichen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufent⸗ 
halt in den eingegliederten Oſtgebieten haben, 
unterliegen ohne Rückſicht auf die Höhe ihres Einkommens 
nicht dem Kriegszuſchlag zur Einkommen- 
Be 
5 Deutsche Staatsangehörige und Deutſche Volkszuge⸗ 
hörige, die ihren ausſchließlichen Wohnſitz oder ihren ge⸗ 
wöhnlichen Aufenthalt in den eingegliederten Ditgebieten 
haben, ſind auch e inkommenſteuerfrei, ſoweit ihr 
vor 3000 Reichsmark zuzüglich 300 Reichs⸗ 


mark für jedes minderjährige Kind nicht überſteigt. 
* 


Das bedeutet, daß die meiſten Volksgenoſſen in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten vol it ändig einfommen- 
ſteuerfrei iind. Sit das Jahreseinkommen gr ö ßer 
als 3000 Reichsmark zuzüglich 300 Reichsmark für jedes 
minderjährige Kind, jedoch nicht größer als 25 000 Reichs⸗ 
mark, fo unterliegt nur derienige Teil des Jahreseinkom⸗ 


mens der Einkommenſteuer, der 3 000 Reichsmark zuzüglich 


300 Reichsmark für jedes minderjährige Kind über⸗ 
teigt. 4 i 
! Ein Beamter oder Angeſtellter ift verheiratet und hat 
zunächſt ein Kind. Sein Monatsgehalt beträgt 400 Reichs⸗ 
mark. Hat er feinen Wohnſitz im Alt reich, jo beträgt die 
einkommenſteuerliche Belaſtung monatlich 


22,88 RM Einkommenſteuer 
11.44 RM Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 


insgeſamt 34,32 RM. 

inen Wohnſitz in den eingegliederten Oſtgebie⸗ 
Hat er ſeinen Woh kommenſteuerfrei. Die Beſſer⸗ 
en oder Angeſtellten mit 400 Reichs⸗ 


jeſes Beamt 
ſtellung dieſe beträgt demgemäß monatlich 34,32 


mark Monatsgehalt 


Reichsmark. Dieſe Beſſerſtellung bezieht ſich nur auf die 


Einkommenſteuer. 


Es kommen dazu noch Beſſerſtellungen 


auf dem Gebiet der Bürgerſteuer, der Vermögen⸗ 


ſteuer und anderen Gebieten. 


Das Jahreseinkommen eines jung Verheirateten und 
aunäshjt noch kinderloſen Bauunternehmers beträgt 8 000 
Reichsmark. Hat er ſeinen Wohnſitz im Altreich, ſo be⸗ 
trägt die einkommenſteuerliche Belaſtung im Jahr 


940 RM Einkommenſteuer 
470 RM Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 


insgeſamt 1410 RM. 


pe er ſeinen Wohnſitz in den eingegliederten Oſtgebie ⸗ 
ten, ſo beträgt die einkommenſteuerliche Belaſtung im 
1 insgeſamt nur 490 Reichsmark. Die einkommenſteuer⸗ 
iche Beſſerſtellung dieſes Bauunternehmers beträgt dem⸗ 
gemäß im Jahr 920 Reichsmark. 


* 


Eine weitere ſteuerliche Erleichterung iſt auf dem Ge⸗ 
1 der Bürgerſteuer vorgeſehen. Die Bürgerſteuer 
n den Deutſchen Staatsangehörigen und Deutſchen 

olkszugehörigen, die am Stichtag ihren Wohnſitz oder ihren 
i Aufenthalt in den eingegliederten Oſtgebieten 
haben und nicht mehr als 25 000 Reichsmark Jahreseinkom⸗ 


men haben, nur zur Hälfte . | 
erhoben. zur Hälfte des Steuerbetrags 
* 


Bei der Deutſchen Vermögenſteuer bleiben je 
10 000 Reichsmark für den Steuerpflichtigen, für ſeine Ehe 
Deu und für jedes minderjährige Kind vermögenſteuerfrei. 
er Freibetrag von je 10 000 Reichsmark 
Ward bei der Veranlagung Deutſcher Staatsangehöriger und 
Deutſcher Volkszugehöriger, die ihren Wohnſitz oder ihren 
5 Aufenthalt in den eingegliederten Oſtgebieten 
haben, verdreifacht. Beiſpiel: Das Vermögen 
a Deutſchen beträgt 300.000 Reichsmark. Er iſt verhei- 
ni und hat vier minderjährige Kinder. Hat er ſeinen 
'ohnſitz im Altreich, ſo iſt er vermögenſteuerpflichtig 
mit 240 000 Reichsmark. Hat er ſeinen Wohnſitz in den 
eingegliederten Oſtgebieten, ſo iſt er vermö⸗ 
genſteuerpflichtig nur mit 120 000 Reichsmark. 


* 


Für beſtimmte Fälle, die auf Feſtigung und Förderung 

1751 Deutſchtums in den eingegliederten Oſtgebieten abge⸗ 
ſtellt find, iſt Befreiung von der Grunderwerb 
Ber Befreiung von der Umſatzſteuer und 
efreiung von der Erbſchaftſteuer vorgeſehen. 


* 


15 1 Grundſteuer und die Grundſtückſteuer 
Der 1 von den Deutſchen Staatsangehörigen und den 
115 ſchen Volkszugehörigen und von den Deutſchen Unter⸗ 
dehmen in den eingegliederten Oſtgebieten nur zur 
Hälfte des Steuerbetrags erhoben. 


* 


Die Erleichterungen auf dem Gebiet der Einkommen⸗ 
für 56 ber Dermögeniteuer und der Erbſchaftſteuer gelten 
biet 95 5 1941 bis 1950, diejenigen auf dem Ge⸗ 

er Bürgerſteuer, der Grunderwerbſteuer, der Umſatz⸗ 


teuer, der Grundſte ü ür di 
Jahe 1941 bie 1 505 und der Gundſtückſteuer für die 


4. Ab Januar 1941 auch i ingegli 
{ h in den eingegliederten Oſtgebieten 
a un Siedlungs⸗Kinderbeihilfen, laufende 
kin erbeihilſen, Ausbildungsbeihilfen und an Ange⸗ 
hörige der Landbevölkerung außerdem Einrichtungsdar⸗ 
lehen und Einrichtungszuſchüſſe 


Ab 1. Januar 1941 werden in den eingegliederten Oſt⸗ 
W an Deutſche auch Ehe ſt an 9 SE 1 leh e IB 
Sredlungs-Sinderbeihilfen, Eau fen dee 
inderbeihilfen und Ausbildungsbeihil⸗ 
13 und an Angehörige der Landbevölkerung außerdem 
5 sch m ER 155 be 0 und Einrichtungs⸗ 

vährt. Es handelt fi i ie glei 
Maßnahmen, die im Alkreich ei n 
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Eheſtandsdarlehen werden an Deutſche ge⸗ 
währt, die heiraten, Siedlungs⸗Kinderbeilfen an 
Deutſche, die ſiedeln, laufende Kinderbeihilfen 
an alle Deutſchen Haushaltsvorſtände für das dritte und 
jedes weitere minderjährige Kind, Ausbil⸗ 
dungsbeihilfen für förderungswürdige Kinder aus 
kinderreichen Familien, Einrichtungs darlehen und 
Einrichtungszuſchüſſe an Angehörige der Land⸗ 
bevölkerung für längere Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaft. 


5. Ab 1. Januar 1941 bedeutender Ausbau der laufenden 
Kinderbeihilfen im geſamten Reichsgebiet 


Der Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsminiſter 
des Innern haben ſoeben eine beſondere Kin derbei⸗ 
hilfen⸗ Verordnung erlaſſen. Danach wird der 
Kreis der beihilfeberechtigten Kinder ab 
1. Januar 1941 erheblich erweitert. Die Zahl 
der beihilfeberechtigten Kinder wird um etwa 50 vom 
Hundert vergrößert. 


Bisher wurden laufende Kinderbeihilfen nur für 
das dritte und jedes weitere Kind und bei den Haushalts⸗ 
vorſtänden, die nicht Lohn- oder Gehaltsempfänger find, für 
das fünfte und jedes weitere Kind unter ſechzehn 
Jahren gewährt. Vorausſetzung war, daß das Ein kom- 
men des Haushaltsvorſtands im letzten Kalenderjahr nicht 
mehr als 8000 Reichsmark betrug und das Ver⸗ 
mögen beſtimmte Grenzen nicht überſtieg. 

Ab 1. Januar 1941 werden alle Deutſchen Haushalts- 
vorſtände laufende Kinderbeihilfen von 10 Reichsmark mo⸗ 
natlich für das dritte und jedes weitere minderjährige 
Kind erhalten. Es tritt demnach an die Stelle des ſech⸗ 
zehnten Lebensjahres das einundzwanzigſte 
Lebensjahr, auch diejenigen, die bisher die laufende Kinder⸗ 
beihilfe erſt ab dem fünften Kind erhielten, werden ſie 
nun bereits ab dem dritten Kind erhalten, und die Ein⸗ 
5 und Vermögenshöchſtgrenzen werden be⸗ 

eitigt. 

Bisher wurden laufende Kinderbeihilfen für rund 
3 Millionen Kinder unter ſechzehn Jahren 
gewährt, ab 1. Januar 1941 werden laufende 
Kinderbeihilfen für rund 4% Millionen 
minderjährige Kinder gewährt. 


6. Erleichterung der Wirtſchaftsführung 


Es iſt erforderlich, daß viele Volksgenoſſen und Volks- 
genoſſinnen ihren Wohnſitz in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten nehmen. Es iſt auch dringend erforderlich, daß viele 
Volksgenoſſen in den eingegliederten Ostgebieten ſich un 
ternehmeriſch betätigen, ſei es als Landwirt, als 
Handwerker, Gewerbetreibender oder als 
Angehöriger eines freien Berufes. Der Un- 
ternehmergeiſt und die Kapitalbildung werden 
ganz beſonders gefördert werden. 


7. Bewertungsfreiheit 


Deutſche Staatsangehörige, Deutſche Volkszugehörige 
und Deutſche Unternehmen in den eingegliederten Ditgebie- 
ten haben Bewertungsfreiheit für die abnutz⸗ 
baren Anlagegüter des Betriebsvermö⸗ 
gens, die in den Jahren 1940 bis 1950 an- 
geſchafft oder hergeſtellt worden ſind oder 
werden. Unter Bewertungsfreiheit iſt zu verſtehen, daß 
die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten auf eine kürzere 
Zeit als diejenige der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 
verteilt, ſogar im Jahr der Anſchaffung oder Herſtellung 
bereits voll als Betriebsaufwendungen verbucht 
werden können. Das bedeutet, daß der zur Verſteue⸗ 
rung kommende Gewinn in dem betreffenden Jahr 
entſprechend niedriger iſt und das Reich demgemäß 
die Beſchaffung der Anlagegüter durch die Gewährung einer 
Art ſteuerlichen Darlehens erleichtert. Auf die 
Weiſe werden die meiſten Unternehmer in verſchiedenen 
Jahren nach Errichtung oder Erweiterung ihrer Betriebe in 


den neuen Oſtgebieten vollſtändig einkommen⸗ 
ſteuerfrei und die meiſten Kapitalgeſellſchaften voll⸗ 
ſtändig körperſchaftſteuerfrei bleiben können. 

Bei baulichen Anlagen iſt die Bewertungsfreiheit 
auf 20 vom Hundert der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
koſten beſchränkt. 

Die Bewertungsfreiheit gilt nur für die Betriebe, die 
in den eingegliederten Oſtgebieten ge⸗ 
legen find. Sie ſetzt jedoch nicht voraus, daß die Un⸗ 
ternehmer auch ihren ausſchließlichen Wohnſitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt und die Körperſchaften, Perſonen⸗ 
vereinigungen uſw. ihre Geſchäftsleitung in den 
eingegliederten Oſtgebieten haben. 

Iſt ein beſtelltes Anlagegut am Schluß des Wirtſchafts⸗ 
jahres noch nicht geliefert oder die Herſtellung eines Anlage⸗ 
guts, das im eigenen Betrieb hergeſtellt wird, am Schluß 
des Wirtſchaftsjahres noch nicht vollendet, kann in den 
Jahren 1940 bis 1944 ein entſprechender Betrag des Ge⸗ 
winns unter beſtimmten Vorausſetzungen einer ſteuer⸗ 
freien Aufbaurücklage zugeführt werden. 


8. Beſondere Begünſtigung der Einzelkaufleute und der 
Perſonengeſellſchaften 


Bei Deutſchen Staatsangehörigen und Deutſchen Volks⸗ 
zugehörigen in den eingegliederten Oſtgebieten, die buch⸗ 
führende Kaufleute oder Mitunternehmer von Perſonen⸗ 
geſellſchaften ſind, bleiben in den Kalenderjahren 
1940 bis 1950 auf Antrag bis zu ö vom Hun⸗ 
dert des nicht entnommenen Gewinns, höch⸗ 
ſtens aber 20 vom Hundert des geſamten Ge⸗ 
winns aus Gewerbebetrieb einkommen⸗ 
ſteuerfrei. Der Steuerpflichtige kann, wenn das für ihn 
günſtiger iſt, ftatt des Betrags von 20 vom Hundert des 
geſamten Gewinns 40 000 Reichsmark als einkommen 
ſteuerfreien Betrag für ſich beanſpruchen. 

Die Auswirkungen dieſer außerordentlich weitreichen⸗ 
fielen ergeben ſich aus den folgenden Bei⸗ 
pielen: 


A. Der Gewinn eines verheirateten Unternehmers, der ein 
minderjähriges Kind hat, beträgt 50 000 Reichsmark. Die 
Entnahmen betragen 9 000 Reichsmark. Der nicht ent⸗ 
nommene Gewinn beträgt 41000 Reichsmark, die Hälfte 
davon 20 500 Reichsmark. Die Höchſtgrenze von 20 vom 
Hundert kommt nicht in Betracht, weil ſie unter 40 000 
Reichsmark zurückbleibt. Der Steuerpflichtige kann in⸗ 
folgedeſſen 20 500 Reichsmark als ſteuerfreien Betrag für 
ſich beanſpruchen. Der Unternehmer hat, wenn es ſich 
um einen Betrieb im Altreich handelt, zu entrichten: 


13 130 RM Einfommenfteuer 
6 565 RM e zur Einkommen- 
teuer 


insgeſamt 19 695 RM. 


Der Unternehmer hat, wenn es ſich um den Gewinn 
aus einem Betrieb in den eingegliederten Oſtgebie⸗ 
ten handelt, nur 5 780 Reichsmark zu entrichten. Die 
einkommenſteuerliche Beſſerſtellung 
dieſes Unternehmers beträgt demge⸗ 
mäß 13 915 Reichsmark. Die Kapitalbildungs⸗ 
möglichkeit des Unternehmers in den eingegliederten 
Oſtgebieten in dem einen Jahr iſt um dieſen Betrag 
größer als die Kapitalbildungsmöglichkeit eines Unter⸗ 
nehmers, der im Altreich 50000 Reichsmark Gewinn 
erzielt hat. Dazu kommen ſehr erhebliche Beſſerſtel⸗ 
lungen auf dem Gebiet der Vermögenſteuer, der 
Realſteuern und anderen Gebieten. 


B. Der Gewinn eines Unternehmers in den eingegliederten 
Oſtgebieten beträgt 120 000 Reichsmark. Die Entnahmen 
betragen 20 000 Reichsmark. Der nicht entnommene Ge⸗ 
winn beträgt 100 000 Reichsmark, die Hälfte davon 
50 000 Reichsmark. 20 vom Hundert von 120 000 Reichs⸗ 
mark find nur 24 000 Reichsmark. Der Steuerpflichtige 
kann in dem Fall 40 000 Reichsmark als einkommen⸗ 


88 A a 
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ſteuerfreien Betrag für ſich beanſpruchen. Der Unter⸗ 
nehmer, verheiratet und mit zunächſt einem minder⸗ 
jährigen Kind, hat, wenn es ſich um Gewinn aus einem 
Betrieb im Altreich handelt, zu entrichten: 


47 080 RM Einfommenjteuer a 
18 000 RM Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer 


insgeſamt 65 080 RM. 


Er hat, wenn es ſich um Gewinn aus einem Betrieb in 
den eingegliederten Oſtgebieten handelt, nur 
25 080 Reichsmark zu entrichten. Die einkommen ⸗ 
ſteuerliche Beſſerſtellung dieſes Unter 
nehmers beträgt demgemäß 40000 
Reichsmark. Er kann um dieſen Betrag ſein Be⸗ 
triebsvermögen mehr vergrößern als der Unternehmer, 
der im Altreich 120 000 Reichsmark Gewinn aus Ge⸗ 
werbebetrieb erzielt hat. Dazu kommen ſehr erhebliche 
Beſſerſtellungen auf dem Gebiet der Vermögen ⸗ 
ſteuer, der Realſteuern und anderen Gebieten. 


ö . 


- Die einkommenſteuerliche Beſſerſtellung iſt beſon⸗ 
ders groß, ſolange im Altreich der Kriegs zuſchlag 
3 zur Einkommenſteuer beſteht. Sie wird jedoch auch 
noch ſehr beträchtli ch ſein, ſobald der Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer im Altreich ni cht mehr erhoben 
werden wird. Sie wird dann im erſten Beiſpiel immer noch 
13 130 — 5780 — 7 850 Reichsmark und im zweiten Bei⸗ 
ſpiel 47 080 — 25 080 — 22 000 Reichsmark betragen. 


9. Beſondere Begünſtigung der Körperſchaften 
Di.ie Körperſchaftſteuer beträgt im Altre ich 30 vom 
Hundert bei einem Einkommen bis 100 000 Reichsmark und 
40 vom Hundert bei einem Einkommen über 100 000 Reichs⸗ 
mark. Die Körperſchaftſteuer beträgt bei Deutſchen Unter⸗ 
nehmen in den eingegliederten Oſt gebieten 20 vom 
Hundert bei einem Einkommen bis 300 000 Reichsmark und 
30 vom Hundert bei einem Einkommen über 300 000 Reichs⸗ 
mark. Das bedeutet, daß die Körperſchaftſteuer bei Deut⸗ 
ſchen Unternehmen in den eingegliederten Oſtgebieten 
um ein Drittel niedriger iſt als im Altreich bei Ein⸗ 
kommen bis 100 000 Reichsmark, um ein Viertel bei 
Einkommen über 300 000 Reichsmark und um die Hälfte 
niedriger als im Altreich bei Einkommen zwiſchen 100 000 
und 300 000 Reichsmark. 

Das Einkommen einer GmbH beträgt 200 000 Reichs⸗ 
mark. Iſt der Betrieb dieſer Gmb im Altrei ch gelegen, 
beträgt die Körperſchaftſteuer 80 000 Reichsmark. Iſt der 
Betrieb in den eingegliederten Oſtgebieten gelegen, 
beträgt die Körperfihaftitener nur 40 000 Reichsmark. Dieſe 
GmbH kann demgemäß 40 000 Reichsmark mehr zur Kapi⸗ 
talbildung verwenden als eine mbc mit gleichem Ein⸗ 
kommen im Altreich. Dazu ſehr erhebliche Beſſerſtellungen 
auf dem Gebiet der Realſteuern und anderen Ge⸗ 

ieten. 
Dias Einkommen einer Aktiengeſellſchaft beträgt 1 Mil- 
lion Reichsmark. Iſt der Betrieb dieſer Aktiengeſellſchaft im 
Altreich gelegen, beträgt die Körperſchaftſteuer 400 000 
Reichsmark. Iſt der Betrieb in den eingegliederten O ſt⸗ 
gebieten gelegen, beträgt die Körperſchaftſteuer nur 
300 000 Reichsmark. 
. Die bezeichneten ermäßigten Körperſchaftſteuerſätze gel⸗ 
ten für die Kalenderjahre 1940 bis 1943. Sie erhöhen ſich 
ab dem Kalenderjahr 1944 und in jedem folgenden zwei ⸗ 
ten Kalenderjahr um je zwei vom Hundert, bis der im 
Altreich allgemein geltende Steuerſatz erreicht iſt. 
Die ermäßigten Körperſchaftſteuerſätze ſetzen nicht auch 
voraus, daß ſich die Geſchäftsleitung in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten befindet, ſondern nur, daß der 
Betrieb in den eingegliederten Oſtgebieten gelegen iſt 
und der Gewinn aus dieſem Betrieb beſonders ermittelt 


ö wird. 
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10. Steuerfreiheit von Veräußerungsgewinnen 


Veräußerungsgewinne im Sinn der 88 14, 16, 17 
und 18 Abſatz 3 des Einkommenſteuergeſetzes, die in den 
Kalenderjahren 1940 bis 1946 außerhalb der eingeglie⸗ 
derten Oſtgebiete erzielt worden ſind oder werden, ſind 
inſoweitſteuerfrei, als der Veräußerungsgewinn inner⸗ 
halb eines Jahres nach Entſtehung des Veräußerungs- 
gewinns zum Erwerb oder zur Neugründung eines 
Betriebs in den eingegliederten Oſtgebieten 
verwendet wird. Das gleiche gilt, ſoweit der Veräußerungs- 
erlös zum Erwerb von Anteilen an einer Geſell⸗ 
ſchaft des bürgerlichen Rechts oder des Handelsrechts 
dient, deren Betrieb in den eingegliederten Oſtgebieten liegt. 

Durch dieſe Maßnahme ſollen Volksgenoſſen, die im 
Altreich Veräußerungsgewinne erzielen, angeregt werden, 
dieſe Veräußerungsgewinne dem Wirtſchaftsaufbau der ein⸗ 
gegliederten Oſtgebiete dienſtbar zu machen. 


11. Befreiung von der Grunderwerbſteuer und von der 
Umſatzſteuer 


Wird aus einem Veräußerungserlös der bezeichneten 
Art innerhalb eines Jahres nach ſeiner Entſtehung 
Grundbeſitz in den eingegliederten Oſtgebieten erwor- 
ben, fo ift dieſer Erwerb auch von der Grund ⸗ 
erwerbſteuer und das zum Grundſtück gehörige In ⸗ 
ventar von der Umſatzſteuer befreit. Dieſe 
ſteuerlichen Erleichterungen ſetzen nicht auch voraus, daß die 
Perſon, die ihr Kapital in der bezeichneten Weiſe anlegt, 
ihren Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt in den 
eingegliederten Oſtgebieten nimmt. 

Auch in beſtimmten anderen Fällen, die auf Feſtigung 
und Förderung des Deutſchtums in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten abgeſtellt find, iſt Befreiung von der Grund⸗ 
erwerbſteuer und von der Umſatzſteuer vor⸗ 
geſehen. 


12. Befreiung von der Erbſchaftſteuer und von der 
Schenkungſteuer 


„Der Erwerb von Vermögen, das zum Zweck der Be⸗ 
gründung einer ſelbſtändigen Lebensſtellung oder zur 
Errichtung oder Verbeſſerung des Betriebs oder Haushalts 
des Erwerbers von anderswoher in die eingegliederten Oſt⸗ 
gebiete verbracht wird, iſt unter beſtimmten Vorausſetzungen 
erbſchaftſteuerfrei und ſchenkungſteuerfrei. 


13. Steuerliche Begünſtigung von Kreditgenoſſenſchaften 


Für Kreditgenoſſenſchaften und genoſſenſchaftliche Zen⸗ 
tralkaſſen beſtehen bei der Körperſchaftſteuer, bei der Ver⸗ 
mögenſteuer und bei der Gewerbeſteuer ſteuerliche Vergün⸗ 
ſtigungen, wenn ſich die Kreditgewährungen auf den Kreis 
ihrer Mitglieder beſchränken. Sie gehen dieſer Ver⸗ 
günſtigungen nicht verluſtig, wenn fie Kredite auch 
an Deutſche Staatsangehörige, an Deutſche Volkszugehörige 
oder an Deutſche Unternehmen in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten geben, die nicht Mitglieder der Genoſſenſchaft ſind. 
Vorausſetzung iſt, daß die Kredite in der Zeit vor dem 
1. Januar 1943 gegeben werden und die Deutſche Zentral- 
genoſſenſchaftskaſſe den Krediten zugeſtimmt hat. Die Zu⸗ 
ſtimmung iſt nicht erforderlich für ſolche Kredite, die vor 
dem Inkrafttreten der Oſt⸗Steuerhilfe-Verordnung gegeben 
worden ſind. 


14. Keine Urkundenſteuer und keine Gebühren vom Berg⸗ 
werkseigentum mehr 


„Die Urkundenſteuer wird in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten ab 1. Januar 1941 nicht mehr erhoben. Auch die 
Gebühren vom Bergwerkseigentun, die in den eingeglieder⸗ 
ten Oſtgebieten noch gelten, werden ab 1. Januar 1941 nicht 
mehr erhoben. 


15. Keine Aufbringungsumlage 


Die Aufbringungsumlage wird in den eingegliederten 
Oſtgebieten nicht erhoben. Betriebsvermögen Deutſcher 
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Staatsangehöriger, Deutſcher Volkszugehöriger und Deut- 
ſcher Unternehmen, die außerhalb der eingegliederten 
Oſtgebiete zur Aufbringungsumlage zu veranlagen ſind, iſt 
von der fachlichen Aufbringungsumlage befreit, ſoweit es 
zu einer Betriebſtätte in den eingegliederten Oſtgebie ⸗ 
ten gehört. Dieſe ſteuerliche Erleichterung gilt bis zum 
Jahr 1950. 


16. Vermögenſteuerliche Schonung des Betriebsvermögens 


Vermögen Deutſcher Staatsangehöriger, Deutſcher 
Volkszugehöriger und Deutſcher Unternehmen, das zu einem 
land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieb oder zu einem ge⸗ 
werblichen Betrieb oder einer Betriebſtätte in den eingeglie⸗ 
derten Oſtgebieten gehört, iſt bei der Veranlagung zur Ver⸗ 
mögenſteuer nur inſoweit zu berückſichtigen, als ſein Wert 
250 000 Reichsmark überſteigt. Es beſteht demnach ein 
Freibetrag von 250.000 Reichsmark. Dahinzu 
kommt die Verdreifachung der Freibeträge für den 
Steuerpflichtigen, ſeine Ehefrau und ſeine minderjährigen 
9 00 Dieſe ſteuerliche Erleichterung gilt bis zum Jahr 


17. Gewerbeſteuerliche Schonung des Betriebsvermögens 


Bei der Ermittlung des Gewerbekapitals für Betriebe 
von Deutſchen Staatsangehörigen, Deutſchen Volkszugehöri⸗ 
gen und Deutſchen Unternehmen in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten bleibt für die Rechnungsjahre 1940 bis 1943 ein 
Betrag von 250000 Reichsmark außer Anſatz. 
Dahinzu kommt die im folgenden Abſchnitt bezeichnete Hal⸗ 
bierung der Realſteuern. Es kommt dabei ebenſo wie bei 
der vermögenſteuerlichen Schonung des Betriebsvermögens 
nicht auf den Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt oder 
auf den Sitz der Geſchäftsleitung an, ſondern nur darauf, 
DB TEN in den eingegliederten Oſtgebieten ge⸗ 
egen iſt. 


18. Halbierung der Realſteuern 


Die Gemeinden in den eingegliederten Oſtgebieten er- 
heben von den Deutſchen Staatsangehörigen und Deutſchen 
Volkszugehörigen und von den Deutſchen Unternehmern die 
Grundſteuer, die Grundſtückſteuer und die 
Gewerbeſteuer nur in Höhe von 50 vom Hundert 
des Steuerbetrags. Dieſe ſteuerliche Erleichterung 
gilt für die Jahre 1941 bis 1945, bei der Gewerbeſteuer 
ſchon für das Jahr 1940. Das gilt hinſichtlich der Grund- 
ſteuer und der Grundſtückſteuer auch für den Grundbeſitz, 
der treuhänderiſch für das Reich verwaltet wird. 


19. Entſchädigung der Gemeinden für die Ausfälle an 
Steueraufkommen 


Es iſt Vorſorge getroffen, daß die Gemeinden nicht der 
fteuerlihen Vergünſtigungen wegen die Hebeſätze ent⸗ 
ſprechend höher feſtſetzen. Die Gemeinden werden den Aus⸗ 
fall an Steueraufkommen, der ſich aus den Halbierungen 
der Bürgerſteuer und der Realſteuern und aus den ſonſtigen 
ſteuerlichen Vergünſtigungen ergibt, durch das Reich 
erſetzt erha lten. Das Reich wird darauf bedacht ſein, 
daß guchdie Gemeinden finanziell imſtande 


Wissenschattliche Verarbeitung der Ergebnisse der Bodenschätzung 
und der Einheitsbewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 
Von Ministerialrat Prof. Dr. Rothkege/, Berlin, Reichsfinanzministerium = 


Inhalt: 


1. Die alte preußiſche Grundſteuerbonitierung 
und die Verarbeitung ihrer Ergebniſſe, 
2. Das Bodenſchätzungsgeſetz, 


1. Die alte preußiſche Grundſteuerbonitierung und die Ver⸗ 
arbeitung ihrer Ergebniſſe 
In Preußen war auf Grund des Geſetzes vom 21. Mai 
1861, betreffend die anderweite Regelung der Grundſteuer, 
eine Bonitierung der land- und forſtwirtſchaftlich genutzten 


fein werden, die Aufgaben zu erfüllen, die 
ihnen im Zug des großen Aufbauwerks in 
den eingegliederten Oſtgebieten obliegen. 


20. Haupttreuhandſtelle Oſt, Oſtland und Reichsforſtmeiſter 


Deutſche Unternehmen in den eingegliederten Oſtgebie⸗ 
ten ſind auch: 


1. die Betriebe, die durch die Haupttreuhandſtelle 
O ft und ihre nachgeordneten Stellen treuhänderiſch ver⸗ 
waltet werden, 

2. die Betriebe, die durch die Oſtdeutſche Land⸗ 
bewirtſchaftungsgeſellſchaft (Oſtland) 
und ihre nachgeordneten Stellen treuhänderiſch verwaltet 
und durch Deutſche Betriebsleiter bewirtſchaftet werden, 

3. die Betriebe, die durch den Reichs forſtmeiſter 
treuhänderiſch verwaltet werden. 4 


1 
Auch für dieje Betriebe beſtehen die oben behandelten x 
Steuererleichterungen. 


21. Auf zur Tat! 

Die ſteuerlichen Vergünſtigungen ſtellen 
eine ſehr breite Grundlage zur Vermögensbildung 
und zur wirtſchaftlichen Aufwärtsentwick⸗ 
5 in den eingegliederten Oſtgebieten 

Bar 

Deutſchen Unternehmern, die fich in den eingegliederten 
Oſtgebieten niederlaſſen, iſt die Möglichkeit gegeben, auf 
viele Jahre mit ihren Betriebsgewinnen einkommen⸗ 
ſteuerfrei zu ſein. Sie erfahren außerdem ſehr bedeu⸗ 
tende vormögenſteuerliche undgewerbeſteuer⸗ 
liche Schonungen ihrer Betriebsvermögen, und 
fie brauchen die Realſteuern nur in Höhe der Hälfte 
der Steuerbeträge zu entrichten. Der Start des jungen 
Unternehmers in den eingegliederten Oſtgebieten kann er⸗ 
leichtert werden durch reichs verbürgte Kredit⸗ 
gewährung. 

Die gleichen außergewöhnlichen Möglichkeiten ſind allen 
Einzelkaufleuten, Perſonengeſellſchaften und Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften im Altreich gegeben, die Zweignieder ⸗ 
laſſungen in den eingegliederten Oſtgebieten errichten. 
Der Betrieb dieſer Zweigniederlaſſungen in den eingeglie⸗ 
derten Oſtgebieten ermöglicht ihnen, die ſteuerliche Be⸗ 
laſtung ihres Geſa mt unternehmens ſehr erheblich zu 
vermindern. 

Es iſt den aufwärtsſtrebenden Deutſchen aller Berufe 
Gelegenheit geboten, ſich eine große, glückliche Zukunft unter 
beſonders günſtigen Bedingungen zu bauen, und es iſt den 
Unternehmern im Altreich Gelegenheit geboten, unter be« 
ſonders günſtigen Bedingungen eine erhebliche ſteuerliche 
Entlaſtung ihres Geſamtunternehmens und damit eine 
weitere Grundlage zur Vermögensbildung zu erzielen. 3 

Deutſche Menſchen werden die neuen Oſtgebiete bevöl⸗ 
kern. Handel und Wandel und damit auch das kulturelle 
Leben werden in dieſen Gebieten einen gigantiſchen Auf; 
ſchwung erfahren. Die eingegliederten Oſtgebiete werden 
kerndeutſche Gebiete froher Deutſcher Menſchen werden! 


nz 
a m, = 


1 
> 
A 


3. Herausgabe eines Bodenwerks, 
4. Inhalt des Bodenwerks, 
5. Bedeutung des Bodenwerks. 


Flächen in Verbindung mit einer Kataſtrierung des ge⸗ 
ſamten Grundbeſitzes vorgenommen worden. Durch die 
Bonitierung ſind zum erſtenmal gleichmäßige Grundlagen 
für eine Beurteilung des Bodens und des Anbaus im 
Preußiſchen Staat geſchaffen worden. Die Ergebniſſe der 


— 
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Bonitierung und der für dieſen Zweck notwendig geweſenen 
Vorerhebungen ſind ſodann im Auftrag der Preußiſchen 
Miniſter der Finanzen und für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten wiſſenſchaftlich verarbeitet und in einem um⸗ 
fangreichen Werk „Der Boden und die landwirtſchaftlichen 
Verhältniſſe des Preußiſchen Staates“ — Herausgeber war 
Auguſt Meitzen — der Allgemeinheit zugänglich gemacht 
worden. Das Ziel des Werkes war, „aus den aufgeſam⸗ 
melten Materialien der landwirtſchaftlichen und der Finanz⸗ 
verwaltung ein beſchreibendes Werk über den Boden des 
Preußiſchen Staates, ſeine Bewirtſchaftung und Beſteue⸗ 
rung nach dem Stand des Jahres 1865“ zu ſchaffen, „das 
als ſtatiſtiſche Quelle für die Kenntnis des Landes ſowohl 
den Behörden als den Landwirten und dem Geſchäftsverkehr 
überhaupt von Nutzen werden könnte“. Das Werk iſt damals 
als ein „monumentales“ begrüßt worden. Es hat ſich als 
außerordentlich nützlich und brauchbar für die verſchiedenſten 
wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Zwecke erwieſen. Auch 
heute noch gilt es als ein in mehrfacher Hinſicht unentbehr- 
liches Nachſchlagewerk. 
* 


2. Das Bodenſchätzungsgeſetz 


Nach 73 Jahren — am 16. Oktober 1934 — hat die 
Deutſche Reichsregierung ein neues Geſetz, das Boden⸗ 
ſchätzungsgeſetz, erlaſſen, das ebenfalls eine Boni⸗ 
tierung — „Bodenſchätzung“ — vorſchreibt, und zwar zu⸗ 
nächſt für den geſamten landwirtſchaftlich nutzbaren Boden 
des Deutſchen Reichs. Die Schätzung wird ſpäter voraus⸗ 
ſichtlich auch auf die übrigen nutzbaren Flächen ausgedehnt 
werden. 

Auf Grund dieſes Geſetzes wird der geſamte Deutſche 
Kulturboden an Ort und Stelle in einer außerordentlich 
eingehenden Weiſe ſyſtematiſch erforſcht, unterſucht und be⸗ 
ſchrieben. Die Ergebniſſe werden in Karten und Büchern 
niedergelegt. Außer dieſer Beſchreibung des Bodens werden 
beim landwirtſchaftlich genutzten Boden für alle einheitlich 
beſchriebenen Flächenſtücke Wertzahlen (Bodenzahlen und 
Ackerzahlen oder Grünlandgrundzahlen und Grünland⸗ 
zahlen) beſtimmt, die den Grad der natürlichen Ertrags⸗ 
fähigkeit des Bodens und damit auch die Unterſchiede in der 
Ertragsfähigkeit zum Ausdruck bringen ſollen. 

Die Erhebungen der Bodenſchätzung ſind in einer ſo 
eingehenden Weiſe durchgeführt, wie ſie bis jetzt in keinem 
Land der Erde zu finden ſind. Es liegt nahe, ſie auch über 
die urſprünglich ſteuerlichen Zwecke hinaus für viele prak⸗ 
tiſche, wiſſenſchaftliche und agrarpolitiſche Zweck nutzbar zu 
machen. 


3. Herausgabe eines Bodenwerks 

Der Neichsminiſter der Finanzen hat deshalb an⸗ 
geordnet, daß dieſes geſamte, außerordentlich reichhaltige 
Material der Reichsfinanzverwaltung geordnet, wiſſen⸗ 
ſchaftlich verarbeitet und der Allgemeinheit in einem 
Sammelwerk 


„Der Boden und die Bodennutzung im Deutſchen Reich“ 
(„Bodenwerk“) 


zugänglich gemacht wird. 


Außer den Ergebniſſen der Bodenſchätzung ſollen in 
dem Werk auch noch weitere Unterlagen der Reichsfinanz⸗ 
verwaltung mitverarbeitet werden, die für den Zweck der 
Bewertung des land- und forſtwirtſchaftlichen Vermögens 
gemäß 88 28 bis 49 des Reichsbewertungsgeſetzes 
vom 10. Auguſt 1925 in der Faſſung vom 16. Oktober 1934 
geſchaffen werden. Es kommen dabei die Feſtſtellungen in 
Betracht, die bei den Vorarbeiten und bei der 
Durchführung der Einheitsbewertung für 
die Landwirtſchaft, die Gärtnerei, den Wein⸗ 
bau, die Forſtwirtſchaft und die Fiſcherei ge⸗ 
troffen werden. In der Hauptſache ſind hier zu nennen die 
landwirtſchaftlichen Vergleichs betriebe (834 
NBemG), die forſtlichen Bewertungsſtützpunkte 
(8 45 RBewéß) und die Weinbauvergleichslagen 
(5 47 R BewG), die von der landwirtſchaftlichen, der forſt⸗ 


wirtſchaftlichen und der Weinbauabteilung des Bewertungs⸗ 
beirats eingehend beſichtigt, beſchrieben und bewertet 
werden. Sie geben — ebenſo wie die gärtneriſchen Be⸗ 
wertungsſtützpunkte (8 48 R BewG) — den Rahmen für die 
Bewertung der großen Maſſe der übrigen Betriebe ab. 
Auch dieſe Unterlagen, die bisher nur ſteuerlichen Zwecken 
gedient haben, können darüber hinaus, vor allem in Ver⸗ 
bindung mit den Ergebniſſen der Bodenſchätzung, für die 
gleichen nichtſteuerlichen Zwecke weitgehend berivendet 
werden. Zu den dafür erforderlichen Arbeiten ſollen Männer 
der Wiſſenſchaft und Praxis und wiſſenſchaftliche Anſtalten 
herangezogen und mitbeteiligt werden. 


Die Bodenſchätzung, die bis jetzt 53 v. H. der landwirt⸗ 
ſchaftlich genutzten Fläche des Altreichs umfaßt, iſt ſeit Be⸗ 
ginn des Krieges ausgeſetzt worden. Sie wird nur in ge— 
ringem Umfang zur Erledigung von Sonderaufgaben, wie 
z. B. als Vorarbeit für Umlegungen, Siedlungen, Melio⸗ 
rationen u. dgl. m. und zur Ausfüllung von kleineren 
Lücken innerhalb ſonſt fertiggeſchätzter Flächen weiter⸗ 
geführt. Nur in den neueingegliederten Oſtgebieten (Reichs⸗ 
gaue Danzig-Weſtpreußen und Wartheland) wird die 
Bodenſchätzung als Grundlage für die geplanten Um⸗ 
ſiedlungen beſchleunigt durchgeführt. Im Altreich ſollen die 
Arbeiten erſt nach Kriegsende im alten Umfang wieder 
aufgenommen werden. Mit gewiſſen vorbereitenden Arbeiten 
für das Bodenwerk ſoll aber ſchon jetzt begonnen werden. 
Es iſt unzweckmäßig, damit ſo lange zu warten, bis alle 
in Betracht kommenden Unterlagen fertiggeſtellt ſind, denn 
die Ergebniſſe der geplanten Arbeiten und Unterſuchungen 
werden von zahlreichen Behörden und Stellen der Wirt⸗ 
ſchaft und Wiſſenſchaft dringend gebraucht. Es erſcheint des⸗ 
halb geboten, das jeweils anfallende Material ſofort zu 
ordnen, auszuwerten und zu verarbeiten. An die Ober⸗ 
finanzpräſidien ſind auch bereits gewiſſe Weiſungen dazu 
ergangen. 

Vorgeſehen iſt eine Gliederung des Werkes in fünf 
Teile, und zwar iſt dafür die Boden nutzung maßgebend. 
Es ſollen getrennt behandelt werden der landwirtſchaftlich 
nutzbare Boden (I. Teil), der gärtneriſch (II. Teil), der wein⸗ 
baulich (III. Teil) und der forſtwirtſchaftlich genutzte Boden 
(IV. Teil) und ſchließlich die durch Binnenfiſcherei ge⸗ 
nutzten Bodenflächen (V. Teil). 


4. Inhalt des Bodenwerks 


Die wichtigſte Aufgabe des Bodenwerks wird ſein, die 
Erzeugungsgrundlagen im Deutſchen Reich 
darzuſtellen und zu beſchreiben mit dem Ziel, ein Bild von 
der natürlichen Fruchtbarkeit des Bodens als der 
Grundlage und Vorausſetzung für ſeine Bewirtſchaftung zu 
geben. Zu dieſem Zweck wird für alle fünf Teile im Vorder⸗ 
grund die Beſchreibung des Bodens auf Grund der 
Bodenſchätzungsergebniſſe ſtehen. Die Ergeb⸗ 
niſſe werden in Abdrucke der Kataſterkarten — Schätzungs⸗ 
urkarten — eingetragen, deren Maßſtäbe zwiſchen 1 : 1000 
und 1: 5000 ſchwanken. Im Altreich werden im ganzen etwa 
300 000 ſolche Einzelblätter anfallen. Es iſt kaum möglich, 
aus einer jo großen Zahl großmaßſtäblicher Karten einen 
zu ſammenfaſſenden Überblick über die Bodenver⸗ 
hältniſſe in den einzelnen Teilen des Reichs zu gewinnen. 
Deshalb hat ſich die Notwendigkeit ergeben, die Ergebniſſe 
noch in mittel⸗ und kleinmaßſtäblichen Karten, und zwar zu⸗ 
nächſt in Meßtiſchblättern im Maßſtab 1:25 000, von denen 
im Altreich etwa 4000 vorhanden ſind, zur Darſtellung zu 
bringen.“) Die Reichsſtelle für Bodenforſchung hat die Her⸗ 
ſtellung dieſer Karten übernommen. Die Beſchreibung des 
Bodens iſt dann weiter durch eine Darſtellung der Boden- 
ausformung zu ergänzen. Auch eine Heranziehung der 
geologiſchen Arbeiten — wo ſolche vorhanden ſind — wird 
das Bild über die Bodenbeſchaffenheit erweitern und ab⸗ 
runden helfen. 


„Die Bodenfruchtbarkeit hängt aber nicht allein von den 
Eigenſchaften des Bodens ab, ſondern auch von der Menge 


*) Hinweis auf Heft 8 der Zeitſchrift „Raumforſchung und 


Raumordnung“ vom Auguſt 1938 
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und der Verteilung der Wärme und der Niederſchläge im 
Jahr und von den anderen klimatiſchen Verhältniſſen (Licht, 
Luft uſw.). Deshalb muß auch eine Darſtellung des 
Klimas in den verſchiedenen Teilen des Reichs mit zu den 
Aufgaben dieſes Werkes gehören. Für die Beurteilung des 
Klimas liegen Arbeiten des Reichsamts für Wetterdienſt vor, 
das die Beobachtungen aus den letzten 50 Jahren in einer den 
Erforderniſſen der Bodenſchätzung entſprechenden ſehr ein⸗ 
gehenden Weiſe zahlenmäßig bearbeitet und kartenmäßig 
dargeſtellt hat. Außerdem wurden während der Boden⸗ 
ſchätzung ſelbſt von den Schätzungsausſchüſſen Feſtſtellungen 
über das ſogenannte Ortsklima, insbeſondere über 
Froſtlagen, Nebelbildungen, Bergſchatten u. dgl. m. getroffen 
und in Gemeindebeſchreibungen niedergelegt. 


„Dieſe Naturgegebenheiten können aber nicht für ſich 
allein, losgelöſt von jeder menſchlichen Wirtſchaft, ſondern 
immer nur in Beziehung zu dieſer gedacht werden. Man muß 
vor allem auch den Menſchen mit in Betracht ziehen, der 
den Boden bearbeitet. Für ſolche weiteren Unterſuchungen 
liefern uns die Vorarbeiten für die land⸗ und 
forſtwirtſchaftliche Einheitsbewertung 
reiche und wertvolle Unterlagen. Auf ihrer Grundlage kann 
beurteilt werden, inwieweit in den verſchiedenen Reichs⸗ 
gebieten die Menſchen es auch verſtanden haben, die von der 
Natur gegebenen Möglichkeiten richtig auszunutzen, mit 
anderen Worten ob die von ihnen gewählte Wirtſchaftsweiſe 
jenen Gegebenheiten auch entſpricht und angemeſſen iſt. 
Damit dieſe Frage zufriedenſtellend beantwortet werden 
kann, müſſen auch die jeweiligen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe mit in Rechnung geſtellt werden. Eine ungünſtige 
Abſatzlage, eine ungünſtige innere Verkehrslage (3. B. ſtarke 
Beſitzzerſplitterung), eine unzweckmäßige Verteilung der Be⸗ 
triebsgrößen u. dgl. m. können eine Wirtſchaftsweiſe be⸗ 
dingen, die eine reſtloſe Ausnutzung der von der Natur 
gegebenen Fruchtbarkeit nicht zuläßt. Es iſt demnach zu 
unterſuchen, inwieweit die in den einzelnen Reichsgebieten 
feſtzuſtellenden Bodennutzungs⸗ oder Betriebsweiſen auf die 
Naturgegebenheiten und die jeweils vorhandenen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe richtig abgeſtimmt ſind. 

Wenn die Betriebsweiſe durch dieſe Gegebenheiten nicht 
zu erklären iſt, muß nach den anderen mitwirkenden Urſachen 
geforſcht werden. Es wird insbeſondere zu unterſuchen ſein, 
inwieweit die Eigenheiten und die Fähigkeiten 
der anſäſſigen Bevölkerung eine Rolle ſpielen. Die Ab⸗ 
hängigkeit der Betriebsweiſe von Volkstum und auch von der 
ſozialen und politiſchen Entwicklung muß dargelegt werden. 


5. Bedeutung des Bodenwerks 


Die Klarſtellung dieſer Zuſammenhänge und Beziehun— 
gen iſt von beſonderer Bedeutung nicht nur für die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Forſchung, ſondern auch für viele prak- 
tiſche Zwecke, in der Hauptſache für die Planung und 
Lenkung der Wirtſchaft. Das gilt für alle fünf Zweige der 
Bodenwirtſchaft. 

Soweit die Landwirtſchaft in Betracht kommt, 
ſtehen als Unterlagen für ſolche Unterſuchungen neben den 
Ergebnifjen der Bodenſchätzung von den Vorarbeiten für die 
Einheitsbewertung vor allem die ſchon erwähnten Ver⸗ 
gleichsbetriebe ($34 R BewG) und die für jede ein- 
zelne Gemeinde ausgewählten und ähnlich wie die Ver⸗ 
gleichsbetriebe beſchriebenen Richt« und Hilfsbe⸗ 
triebe — im Altreich rund 50000 — zur Verfügung. 
Dieſe gründlich durchforſchten und kritiſch beleuchteten Be⸗ 
triebe können die Grundlage für eine allgemeine „Betriebs⸗ 
kunde der Deutſchen Landwirtſchaft“ abgeben, die heute noch 
fehlt. Sie können aber auch unmittelbar als wertvolle Stütz⸗ 
punkte für die örtliche Wirtſchaftsberatung ver⸗ 
wendet werden. Sie geben insbeſondere Auskunft darüber, 
wo noch große Neſerven der Leiſtungs fähigkeit 
liegen und welche Möglichkeiten beſtehen, ſie auszunutzen. 

Für den zweiten und den dritten Teil des Werkes, die 
ſich mit den gärtneriſch und wein baulich genutzten 
Flächen beſchäftigen, beſitzen die Vorarbeiten für die Ein⸗ 
heitsbewertung eine noch größere Bedeutung. Bei dem Auf- 
bau der Grundſätze für dieſe Vorarbeiten waren beſondere 


Schwierigkeiten dadurch entſtanden, daß über die be⸗ 
triebswirtſchaftlichen Verhältniſſe noch 
große Unklarheiten herrſchen. Während z. B. ſeit über 
100 Jahren die landwirtſchaftliche und forſtwirtſchaftliche 
Betriebslehren wiſſenſchaftlich und praktiſch gepflegt und 
gefördert worden ſind, ſtecken die gärtneriſche und 
Weinbau⸗Betriebslehren noch in den erſten An⸗ 
fängen. Damit Unterlagen für die Arbeiten der Reichs⸗ 
finanzverwaltung gewonnen werden können, blieb nichts 
anderes übrig, als eigene betriebswirtſchaftliche Erhe⸗ 
bungen und Feſtſtellungen vorzunehmen. Der Schwerpunkt 
der Ausführungen im zweiten und dritten Teil des Boden⸗ 
werks wird alſo in der Darſtellung der betriebs⸗ 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Gärt⸗ 
nerei und des Weinbaus und in der Ausarbeitung 
einer „Betriebskunde“ der Gärtnerei und des Weinbaus in 
allen Teilen des Reichs liegen. Die Ergebniſſe dieſer Arbeiten 
ſind ſehr bedeutungsvoll. Ihre Veröffentlichung wird von 
der Wiſſenſchaft und Praxis ſchon längſt erwartet. 

Auch für den vierten und den fünften Teil des Boden⸗ 
werks, in denen die forſtwirtſchaftlich und fiſche⸗ 
reilich genutzten Flächen behandelt werden ſollen, wird die 
Darſtellung der betriebswirtſchaftlichen Verhältniſſe in allen 
Teilen des Reichs auf Grund der Unterlagen der Reichs⸗ 
finanzverwaltung einen wichtigen Platz einnehmen. Für 
den vierten Teil (forſtwirtſchaftlich genutzte Flächen) kommt 
dann hinzu, daß durch die Verarbeitung der Bodenſchätzungs⸗ 
ergebniſſe weitere Unterlagen für eine Lenkung der 
Forſtwirtſchaft durch das Reichsforſtamt geſchaffen 
werden. Eine ſolche Lenkung iſt in einem beſonderen Ma 
infolge der Entwicklung, die die Forſtwirtſchaft im Laufe 
der letzten Jahrhunderte genommen hat, dringend notwendig 
geworden. Es iſt bekannt, daß der Deutſche Wald in dieſer 
Zeit durch das Eingreifen der Menſchen in vielen Gebieten 
des Reichs völlig umgeſtaltet worden iſt. Es hat ein Holz⸗ 
artenwechſel ftattgefunden, der für die Bodenentwicklung 
äußerſt ungünſtig war. Unverkennbar iſt in verhältnismäßig 
kurzer Zeit eine ſtarke Entartung des Bodens eingetreten, 
die zur Folge hatte, daß die Fruchtbarkeit dauernd und raſch 
nachläßt. Auf Grund einer eingehenden Verarbeitung der 
Bodenſchätzungsergebniſſe wird dem Reichsforſtamt die 
Möglichkeit für ein Eingreifen gegeben. Es kann Vorſorge 
treffen, daß eine ſolche unzweckmäßige Bewirtſchaftung des 
Bodens nicht weiter fortgeſetzt wird, und Maßnahmen er⸗ 
greifen, um die bereits entarteten und erkrankten Wald⸗ 
böden wieder zu verbeſſern und geſund zu machen. 

Schließlich ift noch die große Bedeutung hervorzuheben, 
die die eingangs erwähnten Bodenkarten im Maßſtab 
1:25 000 auf Grund der Bodenſchätzungsergebniſſe für die 
Aufgaben der Reichsſtelle für Raumordnung 
beſitzen. Ein großzügige Raumplanung, insbeſondere 
zweckmäßige Maßnahmen zur Ordnung des Deutſchen 
Siedlungsweſens mit dem Ziel einer Auflockerung 
der Großſtädte und Induſtriemittelpunkte und damit einer 
Verlagerung der großſtädtiſchen Induſtrie, eine Neuſie de 
lung auf dem Land zur Neubildung Deutſchen Bauerntums 
laſſen ſich nur durchführen auf der Grundlage eines Nach⸗ 
weiſes über die Verteilung der Böden im Reich, wie ſie eine 
ſolche Bodenkarte liefert. Es muß vorgeſorgt werden, daß die 
wertvollen Ackerländereien dauernd der Landwirtſchaft er⸗ 
halten bleiben und die Wohn und Induſtrieſiedlungen, 
ferner Straßen und Lagerplätze, Truppenübungs⸗ und 
Sportplätze und dergl. mehr nur auf landwirtſchaftlich 
geringwertigen Böden angelegt werden. 

In den Akten der Reichsfinanzverwaltung ruhen da⸗ 
nach außerordentlich wertvolle und umfangreiche Unterlagen, 
deren Nutzungsmöglichkeiten ſehr vielſeitig ſind und deren 
Bedeutung kaum überſchätzt werden kann. Durch ihre Ver⸗ 
wendung für lediglich ſteuerliche Zwecke würden ſie nicht an⸗ 
nähernd erſchöpft werden. Erſt durch eine ſachgemäße Ver⸗ 
arbeitung und eine Veröffentlichung der Ergebniſſe in dem 
Bodenwerk können ſie für die zahlreichen wichtigen Zwecke 
der Agrar⸗ und Wirtſchaftspolitik, in beſonderem Maße 
auch für die Lenkung der Wirtſchaft — einem der Haupt⸗ 
ziele der heutigen Staatsführung — und für die wiſſenſchaft⸗ 
liche Forſchung nutzbar gemacht werden. 


. Ze Be En 
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und seine steuerliche Bedeutung Von Steueramtmann Go/la, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


. Einführung, 
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nützigkeit im Wohnungsweſen, 
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nehmen, 

Der Begriff der Kleinwohnung, 


a » 0 B- 


1. Einführung 


Die Tätigkeit der gemeinnützigen Wohnungsunterneh- 
men bildet ein wichtiges Glied in dem Aufbau⸗ 
werk des nationalſozialiſtiſchen Staats. 
Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen ſollen durch 
den Bau geſunder und preiswerter Wohn- 
ſtätten für deutſche Volksgenoſſen, durch die Errid- 
tung von Gemeinſchaftsanlagen und durch die 
Pflege der Hausgemeinſchaft das Siedlungs- 
werk der Reichsregierung fördern. Es ſoll ihre Arbeit nicht 
auf Gewinnſtreben gerichtet, ſondern Dienſt an der 
Volksgemeinſchaft fein. 


Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen ſind des⸗ 
halb auf verſchiedenen Gebieten des öffentlichen Lebens, ins⸗ 
beſondere im Steuer⸗ und Gebührenrecht, begün ſtigt. 

Die Vorſchriften, in denen die einzelnen Vergünſti⸗ 
gungen für die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
ausgeſprochen ſind, enthalten keine Beſtimmungen 
über die Vorausſetzungen für die Anerkennung 
als gemeinnütziges Wohnungsunternehmen und das An- 
erkennungs verfahren. Dieſe Dinge find in be⸗ 
ſonderen Vorſchriften einheitlich geregelt. 
Es iſt durch dieſe einheitliche Sonderregelung eine ſiche re 
Grundlage für die Behandlung der gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen im öffentlichen Leben geſchaffen 
worden. Das war früher anders. Es beſtand keine 
einheitliche Vorſtellung über den Begriff der Gemeinnützig⸗ 
keit im Wohnungsweſen. Es kam vor, daß ein Wohnungs⸗ 
unternehmen für die eine Steuerart als gemeinnützig an⸗ 
erkannt wurde, daß es aber für eine andere Steuerart 
oder für das Miet und Wohnungsrecht die An⸗ 


erkennung der Gemeinnützigkeit nicht erreichen konnte. 


Es waren entweder verſchiedene Vorſchriften an- 
zuwenden, oder es gingen die zuſtändigen Behörden bei 
Übereinſtimmung der Vorſchriften oft von verſchie⸗ 


denen Auffaſſungen aus. 


Die Vorausſetzungen für die Anerkennung als gemein- 


nütziges Wohnungsunternehmen und das Anerkennungs⸗ 


. 


verfahren find erſtmals in der Gemeinnützig⸗ 
keitsverordnung vom 1. Dezember 1930 (RGBI I 


S. 593) und in den dazu ergangenen Durchführungsvor⸗ 
ſchriften reichsrechtlich geregelt worden. Dieſe Vorſchriften 


find durch den nationalſozialiſtiſchen Staat 
den veränderten Verhältniſſen angepaßt worden. 


Durch das Geſetz vom 21. Februar 1940 (RGBl J 


S. 435) iſt der Schluß ſtein in der nationalſozialiſtiſchen 
Ausrichtung des gemeinnützigen Wohnungsweſens geſetzt 
worden. Der Reichsarbeitsminiſter hat im Einvernehmen 


mit dem Reichsminiſter der Finanzen und den übrigen be⸗ 


teiligten Miniſtern die Vorſchriften zuſammengefaßt und 
als „Geſetz über die Gemeinnützigkeit im 
Wohnungsweſen — Wohnungsgemein⸗ 
nützigkeitsgeſetz — (WG G)“ am 29. Februar 1940 
in der Neufaſſung bekanntgemacht (NEL 1 S. 438, RStBl 
1940 S. 309). Das Geſetz iſt mit Wirkung ab t. Januar 
1939 in Kraft getreten. Es gilt auch in der Oſtmark, im 


Reichsgau Sudetenland und in den eingegliederten Oſt⸗ 


gebieten. 


6. Das Anerkennungsverfahren, 

7. Steuerliche Auflagen bei Ausnahmebewilligungen, 

8. Die geldlichen Leiſtungen des Wohnungsunternehmens bei 
der Entziehung der Anerkennung, 

9. Die Prüfung und die ſteuerliche Beaufſichtigung der gemein⸗ 
nützigen Wohnungsunternehmen, 

10. Die Organe der ſtaatlichen Wohnungspolitik. 


Der Reichsarbeitsminiſter hat zu dem Geſetz die 
Durchführungsverordnung (WG DV) vom 
23. Juli 1940 (RGBl I S. 1012, RStBl 1940 S. 685) er- 
laſſen. Dieſe Vorſchriften werden ergänzt durch die Voll⸗ 
zugserlaſſe des Reichsarbeitsminiſters und 
für das Gebiet der Reichsſteuern durch den Runderlaß 
des Reichsminiſters der Finanzen vom 
26. Oktober 1940 (RStOL 1940 S. 937). 


2. Die ſteuerliche Bedeutung der Vorſchriften über die Ge⸗ 
meinnützigkeit im Wohnungsweſen 


Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen ſind wegen 
ihrer beſonderen ſtaatspolitiſchen Bedeutung ſteuerbe⸗ 
günſtigt. Die Vorſchriften darüber finden ſich in den 
einzelnen Steuergeſetzen. Es handelt ſich um die 
folgenden Vorſchriften: 


a) $ 12 der Erſten KSt D vom 6. Februar 1935 (RGBl I 
S. 163, RStBl 1935 S. 217), 

b) § 37 der Dritten GewSt DV vom 31. Januar 1940 
(RGBl I S. 284, RStBl 1940 S. 185), 

c) § 4 VSt DV vom 2. Februar 1935 (RGBl J S. 100, RStBl 
1935 S. 202), geändert durch die Verordnung zur Ande⸗ 
rung der Durchführungsbeſtimmungen zum Reichsbewer⸗ 
tungsgeſetz und zum Vermögenſteuergeſetz vom 22. No- 
vember 1939 (RGBl I S. 2271, RStebl 1939 S. 1133), 

d) $ A G&rESt® vom 29. März 1940 (RGBl I S. 585, 
NStBI 1940 S. 377), 

e) § 4 UrkStG vom 5. Mai 1936 (RGBI I S. 407, RStBl 
1936 ©. 453), 

f) 8 12 LOB vom 17. Dezember 1934 (RStBl 1934 
S. 1593). 


Durch die einheitliche Regelung des Wohnungs- 
gemeinnützigkeitsgeſetzes iſt ſichergeſtellt, daß 
die Anerkennung als gemeinnütziges Wohnungsunternehmen 
für alle Steuerarten, bei denen für fie Steuerbe- 
freiungen oder ſteuerliche Vergünſtigungen vorgeſehen ſind, 
gleichmäßig wirkſam iſt. 

Die Vorſchriften der einzelnen Steuergeſetze über die 
Befreiung oder die Begünſtigung von gemeinnützigen Woh⸗ 
nungsunternehmen enthalten eine Sonderregelung. 
Es iſt deshalb nur erforderlich, daß die beſon deren 
Vorausſetzungen dieſer Sonderregelung 
erfüllt ſind. Es iſt aber nicht erforderlich, daß ein als 
gemeinnützig anerkanntes Wohnungsunternehmen auch die 

onſtigen Vorausſetzungen der Steuergeſetze, die 
allgemein für die Steuerbefreiung wegen Gemeinnützig⸗ 
keit vorgeſehen ſind (z. B. die Vorausſetzungen des § 10 der 
Erſten KSt), erfüllt. Hinweis auf den Rd y⸗Erlaß vom 
26. Oktober 1940 Abſchnitt 2. Es iſt deshalb auch nicht der 
Runderlaß vom 15. Juli 1939 über die Steuerfreiheit ge- 
meinnütziger und mildtätiger Körperſchaften (RStBl 1939 
S. 857) anzuwenden. 

Die Anerkennung als gemeinnütziges Wohnungsunter⸗ 
nehmen iſt für die Steuerbehörden binden d. Die Steuer⸗ 
behörden haben deshalb nur zu prüfen, ob das Wohnungs⸗ 
unternehmen in dem maßgebenden Zeitabſchnitt oder an 
dem maßgebenden Zeitpunkt als gemeinnütziganerkannt 
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war. Die Steuerbehörden können die Steuerbefreiung nicht 
mit der Begründung verſagen, daß nach ihrer Auffaſſung 
die Anerkennung nicht oder nicht mehr zu Recht beſtehe. Sie 
können, wenn ſie dieſe Auffaſſung vertreten, nur das Ver⸗ 
fahren auf Entziehung der Anerkennung 
9.19 WGGegemäß betreiben. Die ſteuerlichen Vergün⸗ 
ſtigungen für die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
ſind allerdings in einigen Steuergeſetzen davon abhängig 
gemacht worden, daß außer der Anerkennung als gemein⸗ 
nütziges Wohnungsunternehmen noch andere Vorausſetzun⸗ 
gen erfüllt find (z. B. in § 4 Abſatz 1 Ziffern 1 und 2 
GrStG). Die Steuerbehörden haben in dieſen Fällen zu 
prüfen, ob außer der Anerkennung auch die anderen 
Vorausſetzungen erfüllt find. Hinweis auf den Rd§⸗Erlaß 
vom 26. Oktober 1940 Abſchnitt 2. 


3. Die Vorausſetzungen für die Anerkennung der Gemein⸗ 
nützigkeit im allgemeinen 
Ein Wohnungsunternehmen kann nur dann als ge- 
meinnützig anerkannt werden, wenn es die Voraus- 
feßungen der 88 2 bis 15 WG erfüllt. Die Vorausſetzun⸗ 
gen, die insbeſondere auch im ſteuerlichen Intereſſe er⸗ 
füllt werden müſſen, ſind die folgenden: 


a) Ein Wohnungsunternehmen wird nur dann als gemein⸗ 
nützig anerkannt, wenn fein Beſtand einem woh- 
nungspolitiſchen Bedürfnis entſpricht (§ 15 
WEG, § 16 WGGDꝰYY); 

b) Die ei cn gef Wohnungsunternehmen müſſen 
juriſtiſche Perſonen fein (§ 2 Abſatz 1 WG). 
Es können deshalb Grundſtücksbeſitzer, die natürliche 
Perſonen find, nicht gemeinnützig im Sinn des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgeſetzes handeln. 

„Die Rechtsform der Genoſſenſchaft oder des 
eingetragenen Vereins wird bei den gemein⸗ 
nützigen Wohnungsunternehmen die Regel bilden. Ge⸗ 
meinnützige Wohnungsunternehmen in der Rechtsform 
der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
oder der Aktiengeſellſchaft ſind ſeltener. Die 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, die als Ge⸗ 
noſſenſchaft gegründet werden, müſſen ihren Ge⸗ 
ſchäftsbetriob § 2 Abſatz 2 WEG gemäß auf einen be⸗ 
ſtimmten Bezirk beſchränken. Dieſe Baugenoſſenſchaften 
kennzeichnen ſich im übrigen dadurch, daß ſie in der 
Satzung die Überlaſſung von Mietwohnungen oder den 
Erwerb von Eigenheimen von dem Erwerb der 
Mitgliedſchaft und der übernahme von 
Geſchäftsanteilen abhängig machen. Dieſe 
Beſchränkung iſt zuläſſig. Die Baugenoſſenſchaften dürfen 
aber dadurch nicht zugeſchloſſenen Vereinigungen 
werden. Es muß die Gewähr dafür beſtehen, daß neue 
Mitglieder eintreten können. Es darf der Erwerb der 
Mitgliedſchaft auch nicht von Beſchränkungen 
(3. B. von der Beſchränkung auf die Gefolgſchaft eines 
Unternehmens) abhängig gemacht werden (8 5 Ab⸗ 
ſatz 2 WEG, Hinweis auf Buchſtabe d dieſes Abſchnitts). 
Es darf außerdem an die NS DA, das Reich, ein Land 
De 5 1 t 3 vermietet werden, auch wenn 

ieſe Kö er Genoſſen i 6 
6955 Abſaß 3 W680 dr) ſſenſchaft nicht angehören 

c) Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen dürfen 
nicht unter dem en Pin 
von Angehörigen des Baugewerbes ſtehen. 
Die Angehörigen des Baugewerbes dürfen demgemäß 
nicht über mehr als die Hälfte der Stimmen in dem 
Unternehmen verfügen. Es dürfen im Vorſtand und im 
maße aten Aae en e hödiitens je ein Drittel 
der Stimm en de augewerbes 
(8 3 Absatz 3 W458 U). 8 EN: 

Angehörige des Baugewerbes find natür- 
liche und juriſtiſche Perſonen, die an einem Unternehmen 
des Baugewerbes weſentlich beteiligt ſind oder zu den 
leitenden Angeſtellten eines Bauunternehmens gehören. 
Eine weſentliche Beteiligung liegt vor, wenn 
jemand ein Vaunternehmen ſelbſtändig betreibt oder 
wenn er unmittelbar oder durch Vermittlung eines Treu⸗ 
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händers oder einer Erwerbsgeſellſchaft zu mehr als 
einem Viertel an einem Bauunternehmen beteiligt 
iſt. Gemeinnützige Wohnungsunternehmen und Gebiets- 
körperſchaften zählen in dieſem Zuſammenhang nicht zu 
den Angehörigen des Baugewerbes (8 3 Abſatz 2 
WEGTB). 

Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen find 
auch in dem Abſchluß von Rechtsgeſchäften 
beſchränkt, die ſie mit Angehörigen des Baugewerbes, die 
an dem Wohnungsunternehmen durch Kapitaleinlagen 
oder in ſonſtiger Weiſe beteiligt ſind, vornehmen wollen. 
Die Anerkennungsbehörde kann aber Ausnahmen zu⸗ 
laſſen (8 4 Abſatz 3 WGG, § 4 WGG DDV); 

d) Die Überlaſſung von Wohnungen, insbeſondere die Ver⸗ 
äußerung und Vermietung von Wohnungen, darf nicht 
auf beſtimmte Perſonen oder eine be ⸗ 
ſtimmte Zahl von Perſonen (3. B. auf die Ge- 
folgſchaft eines Unternehmens) beſchränkt ſein (8 5 
WEG). Diele Beſtimmung entſpricht dem § 17 Abſatz 4 
StAnpG. y 

Die Angehörigen der Deutſchen Reichsbahn 
und der Deutſchen Reichs poſt fallen nicht unter 
dieſe Beſchränkung (§S 5 Abſatz 1 WEG). Wegen der 
Genoſſenſchaften, deren Mitgliederkreis ganz 
oder teilweiſe aus Wohnungsſuchenden beſteht, Hinweis 
auf Buchſtabe b dieſes Abſchnitts. 2 \ 

Es bleiben auch die Verpflichtungen unberührt, die 
einem gemeinnützigen Wohnungsunternehmen durch 
ein Geſetz oder eine Verordnung auf 
erlegt find, oder die es anläßlich einer we⸗ 
ſentlichen Finanzierungsbeihilfe über⸗ 
nommen hat (8 5 Abſatz 2 WGG DP). Das gemeinnützige 


Wohnungsunternehmen darf in dieſem Fall beſtimmte 


Wohnungen für Angehörige der Gefolgſchaft eines be⸗ 


ſtimmten Unternehmens oder einer beſtimmten Art von 


Unternehmen zur Verfügung ſtellen. 


Gemeinnützige Wohnungsunternehmen, die die Über- 3 
die Angehörigen 


laſſung von Wohnungen bisher auf di 
eines beſtimmten Unternehmens beſchränkt hatten, müſſen 
ſich umſtellen. Sie bleiben als gemeinnützig an⸗ 


erkannt, wenn ſie ihre Satzung noch vor dem 1. Januar 


1941 entſprechend ändern (§ 5 Abſatz 1 WGG DD); 
Das gemeinnützige Wohnungsunternehmen muß ſich 


e) 


ſatzungsmäßig und tatſächlich mit dem Bau 
von Klein wohnungen in eigenem Namen befaſſen. 


Wegen des Begriffs der Kleinwohnung Hinweis auf den 
Abſchnitt 5. Das gemeinnützige Wohnungsunternehmen 


kann neben der eigenen Bautätigkeit auch den Bau von 


Kleinwohnungen betreuen. Es kann neben den ſelbſt⸗ 
errichteten Wohnungen auch ſolche Wohnungen ver⸗⸗ 
walten, die es ſich auf andere Weiſe verſchafft hat. 
Wegen des Begriffs der Verſchaffung Hinweis auf den 
Abſchnitt 4. Das gemeinnützige Wohnungsunternehmen ; 
darf ſich aber in feinem Fall als ausführen« 
der Bauunternehmer betätigen ($ 6 Abſatz 2 


WGG DP). Die zuläſſigen Geſchäfte find im einzel⸗ 


nen in den §§ 6 bis 8 WGGDV 
auf den Abſchnitt 4. 

Es kann vorkommen, daß t 
nungsunternehmen feine Bautätigkeit 
eine Zeit einstellen muß. Es iſt die Anerken⸗ 
nung der Gemeinnützigkeit dieſem Wohnungsunterneh ⸗ 
men dann nicht zu entziehen, wenn die Bautätigkeit ein ⸗ 
geſtellt wird, weil im Augenblick ein Wohnungs 
bedarf nicht vorliegt oder keine Möglich ⸗ 
keit zur Finanzierung des Wohnungsbaus be · 
ſteht oder weil infolge anderer Schwierigkeiten (3. B. 
weil Arbeiter oder Bauſtoffe fehlen) die würtſchaft⸗ 
lichen Vorausſetzungen einer geregelten 
Bautätigkeit nicht gegeben ſind. Es kann 
in dieſen Fällen die Bautätigkeit während einer von. der 
Anerkennungsbehörde im Benehmen mit dem zuſtändigen 
Oberfinanzpräſidenten zu beſtimmenden Zeit — Bau⸗ 
vauſe — unterbrochen werden ($ 6 Abſatz 1 Satz 2 
WG, 5 6 Abſatz 3 WESEL). Eine Baupauſe kann 
auch allgemein, z. B. für die Dauer des Frleg 


aufgeführt. Hinweis 


ein gemeinnütziges Woh⸗ 


für 


nm 


9 1 


S. 


— 


angeordnet werden (§ 6 Abſatz 3 Satz 4 WGG DPV). Hin⸗ 
wels auf den NRds-Erlak vom 12. November 1940 
8 2512 — 293 III; 

Das Wohnungsunternehmen ſoll ſich bei der Geſtal⸗ 
tung der Miet- und Nutzungsverträge von 
den Gedanken der Pflege der Hausgemeinſchaft und der 
Förderung der deutſchen Familie leiten laſſen. Es ſoll 
in der Regel einen Gewinn aus ſeiner Tätigkeit nicht 
erzielen (S 7 Abſatz 1 WGG). 

Es dürfen deshalb die Wohnungen, die das gemein⸗ 
nützige Wohnungsunternehmen baut und verwaltet, nur 
zu Preiſen vermietet werden, die nicht höher 
— aber auch nicht niedriger — ſind, als es zur Deckung 
der laufenden Aufwendungen für die Wohnungsbewirt⸗ 
ſchaftung einſchließlich einer angemeſſenen Verzinſung 
des Fremdkapitals und des Eigenkapitals, einer ord⸗ 
nungsmäßigen Abſchreibung und zur Bildung von Rück⸗ 
lagen und Rückſtellungen erforderlich iſt (8 7 WGG, 8 11 
Abſatz 3 WGG DD). Der Preis für die Ver⸗ 
äußerung von Wohnungsbauten unterliegt ebenfalls 
Beſchränkungen. Er iſt ſo zu berechnen, daß die Selbſt⸗ 
koſten des Wohnungsunternehmens einſchließlich der 
Bauzinſen und der erforderlichen Rücklagen und Rück⸗ 
ſtellungen gedeckt werden ($ 11 Abſatz 3 WGG DD). Die 
Überlaſſung von Wohnungen ohne Entgelt iſt un⸗ 
zuläſſig (8 11 Abſatz 6 WGG DV). 

Die Koſten der Verwaltung und der 

Geſchäftsführung der gemeinnützigen Wohnungs- 
unternehmen müſſen ſich ſatzungsgemäß und tatſächlich 
in angemeſſenen Grenzen halten. Die Unternehmen 
dürfen insbeſondere ihren Organen und Dritten nicht 
Vergünſtigungen oder Entſchädigungen zuwenden, die 
über die in öffentlichen Betrieben üblichen Beträge hin⸗ 
ausgehen (§ 12 WGG); 
Auch die Mitglieder oder Geſellſchafter und andere Per⸗ 
ſonen ſollen aus der Tätigkeit des gemeinnützigen Woh⸗ 
nungsunternehmens in der Regel keinen Gewinn 
erzielen. 

Es dürfen ſich insbeſondere Perſonen, die Woh⸗ 
nungsbauten von den gemeinnützigen Wohnungsunter⸗ 
nehmen erworben haben, beider Weiterveräuße⸗ 
rung dieſer Wohnungsbauten nicht un⸗ 
gerechtfertigt bereichern. Es muß deshalb 
durch beſondere Maßnahmen auf die 
Dauer von mindeſtens zwanzig Jahren 
ſichergeſtellt werden, daß bei einer Weiterveräuße⸗ 
rung durch den erſten oder einen ſpäteren Erwerber eine 
ungerechtfertigte Preiserhöhung ausgeſchloſſen iſt (§ 8 

GG). In $ 12 WGGD find die Maßna h men 
vorgezeichnet, die eine ſolche Preiserhöhung verhindern 
ſollen: 

1. die Ausgaben des Grundſtücks als Reichsheimſtätte; 


2. die Vereinbarung eines Wiederkaufsrechts und die 
Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des 

Anſpruchs auf Auflaſſung des Grundſtücks im Grund⸗ 
ud); 

3. die vertragliche Verpflichtung des Erwerbers, daß er 
das Grundſtück nicht ohne Zuſtimmung des Woh⸗ 
nungsunternehmens weiter veräußert. 


Ein gemeinnütziges Wohnungsunternehmen darf an 
ſeine Mitglieder oder Geſellſchafter 
jährlich höchſtens vier vom Hundert der 
eingezahlten Kapitaleinlagen als Ge⸗ 
winn verteilen. Es darf andere Vermögens 
vorteile, die nicht eine angemeſſene Gegenleiſtung 
für eine beſondere geldwerte Leiſtung darſtellen, ſeinen 
Mitgliedern nicht gewähren. Ein ſolcher Vermögens⸗ 
vorteil wäre z. B. die Überlaſſung bon Wohnungen 
unter dem ortsüblichen Mietzins. Es dürfen bei der 
Auflöſung des Wohnungsunternehmens oder bei 
dem Ausſcheiden eines Mitglieds grundſätzlich nur 
die eingezahlten Einlagen zurückerſtattet werden. Dieſe 
Beſchränkungen müſſen in der Satzung feſtgelegt ſein 
(88 9 und 10 WGG, § 13 WGG DDV); 
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h) Die Verwaltung der gemeinnützigen Wohnungs⸗ 
unternehmen muß zuverläſſig fein. Es dürfen keine 
Tatſachen vorliegen, die darauf ſchließen laſſen, daß ein 
den guten Sitten widerſprechender Geſchäftsbetrieb ſtatt⸗ 
findet. Die leitenden Perſonen müſſen deutſche 
Volksgenoſſen ſein. Sie müſſen geſchäftlich und 
politiſch einwandfrei ſein. Die politiſche 
Zuverläſſigkeit der leitenden Perſonen wird durch den 
zuſtändigen Hoheitsträger der NS Delp begutachtet (8 13 
WG, § 15 WGG D). Das Wohnungsunternehmen 
muß einem Prüfungs verband angehören, 
der den Vorſchriften des Genoſſenſchaftsgeſetzes entſpricht 
und vom Reichsarbeitsminiſter beſonders zugelaſſen wor⸗ 
den iſt (8 14 WEG); 

Das gemeinnützige Wohnungsunternehmen muß in der 
Satzung Beſtimmungen über die Verwendung des Ver⸗ 
mögens bei Auflöſung treffen. § 11 WG gemäß 
iſt das Vermögen eines gemeinnützigen Wohnungsunter⸗ 
nehmens bei ſeiner Auflöſung für Zwecke des ge- 
meinnützigen Wohnungsweſens zu ber» 
wenden. Es iſt dabei der zuſtändige Oberfinanzpräſident 
zu beteiligen ($ 14 WGG DS). 


— 


i 


4. Die zuläſſigen Geſchäfte der gemeinnützigen Wohnungs- 
unternehmen 
Die Aufgabe der gemeinnützigen Wohnungsunterneh⸗ 

men iſt die Errichtung von Kleinwohnungen. 

Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen können daneben 

auch den Bau von Kleinwohnungen betreuen (Hinweis 

auf den Abſchnitt 3 Buchſtabe e). Es iſt in § 6 Abſätze 1 

und 2 M&G im einzelnen erläutert, welche Geſchäfte zu der 

Errichtung und der Betreuung von Kleinwohnungsbauten 

gehören. 

Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen können 
ſelbſtverſtändlich die Wohnungen, die ſie ſelbſt errich⸗ 
tet haben, auch verwalten. Sie dürfen außerdem aber 
auch ſolche Wohnungen verwalten, die ſie nicht ſelbſt 
errichtet, fondern ſich auf an dere Weiſe ver⸗ 
ſchafft haben (Hinweis auf den Abſchnitt 3 Buchſtabe e). 
Es ſind das Wohnungen, die ein gemeinnütziges Wohnungs- 
unternehmen von anderen Perſonen zu Eigentum er⸗ 
worben hat, die es gemietet oder gepachtet hat 
oder die es als Nießbrau cher oder als Treuhänder 
beſitzt (8 7 Abſatz 2 Satz 2 WG DP). Es iſt aber Voraus⸗ 
ſetzung, daß dieſe verſchafften Wohnungen ebenfalls Klein 
wohnungen ſind (§ 7 Abſatz 2 Satz 1 WGG DV). Zu 
der Verwaltung von Wohnungen gehören 8 7 Abſatz 1 
WGG DV gemäß insbeſondere die folgenden Geſchäfte: 

a) die Vermietung und die Inſtandhaltung von 
Wohnungen; 

b) der Betrieb von Inſtandſetzungswerk— 
ſtätten. Die Inſtandſetzungswerkſtätten dürfen aber 
nach Art und Umfang nicht über das hinausgehen, was 
für den Bedarf der vorhandenen Bauwerke erforderlich 
iſt. Die Inſtandſetzungswerkſtätten dürfen ihre Arbeiten 
auch nur für die Wohnungen ausführen, die das Woh⸗ 
nungsunternehmen ſelbſt verwaltet: 

c) der Betrieb von Gemeinſchaftseinrichtun— 
gen in Wohnſiedlungen für die Bewohner der Siedlung 
und andere Mitglieder des Wohnungsunternehmens und 
die Errichtung und Überlaſſung von Räu⸗ 
men für Gewerbebetriebe, die zur Befriedi⸗ 
gung der Bedürfniſſe der Bewohner der von dem Unter— 
nehmen errichteten und verwalteten Wohnungen erfor⸗ 

Es gehören dazu auch die Räume, die die 

10 j (3. B. Arzte, Zahnärzte) 

zur Ausübung ihres Berufs benötigen; 

angemeſſener Geſchäfts⸗ 

Verwaltung. 


Es ſind zur Durchführung der Bautätigkeit aber noch 
andere Hilfsgeſchäfte exforderlich. Dieſe Hilfsgeſchäfte 
find in 88 WGG D aufgezählt. Es gehören dazu insbeſon⸗ 

ere: 
a) alle Rechtsgeſchäfte, die mit der Errichtung, 
Verſchaffung und der Fin an zierung der Bauten und 


d 


— 

= 

— 
0 
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Anlagen notwendig zuſammenhängen (z. B. der Erwerb 
von Bauland, die Aufnahme von Baukrediten), 

die Hereinnahme von Geldern von Mit⸗ 
gliedern, Geſellſchaftern und Genoſſen 
in Form von Anteilen und Darlehen, Spargeldern, De- 
poſiten und dergleichen, 

c) der Erwerb von Bauſtoffen, 

d) die Anlage verfügbarer Mittel, 


e) die Errichtung und Überlafjung von Bauten, 
die den Aufgaben öffentlicher Verwaltungen 
oder der NS DAP dienen. Auch dieſe Einrichtungen 
ſollen „in erſter Linie“ für die Bewohner der von dem 
Wohnungsunternehmen errichteten oder verwalteten 
Wohnungen beſtimmt ſein. 


Nach Abſchnitt II § 2 der Reichsgaragenordnung vom 
15. Februar 1939 (RGBl I S. 220, 221) haben die Bau⸗ 
herren die Pflicht, in dem Bauwerk Einſtellplätze für 
Kraftwagen dorzuſehen. Auch die gemeinnützigen Woh⸗ 
nungsunternehmen haben gegebenenfalls ſolche Einſtellplätze 
für die Bewohner der von ihnen verwalteten Wohnungen 
zu errichten und als Zubehör der Kleinwohnungen zu 
überlaſſen. Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
können Einſtellplätze aber auch als Gemeinſchafts⸗ 
ein richtun g 87 Buchſtabe e WGG DW gemäß oder als 
wirtſchaftliche Einrichtungen im Sinn von 88 
Buchſtabe g WGGD errichten. Sie dürfen aber keinen 
gewerblichen Betrieb (3. B. eine Tankſtelle, eine 
Autowäſcherei oder eine Reparaturwerkſtätte) damit ver⸗ 
binden und ſie betreiben. 

Es läßt ſich nicht immer vermeiden, daß gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen auch andere als die im 8 6 
WGGeund in den 88 6 bis 8 WGGDDWbezeich⸗ 
neten Geſchäfte betreiben. Das Wohnungsunter⸗ 
nehmen muß alſo, wenn es ſeine Anerkennung nicht verlieren 
will, bei der dafür zuſtändigen Stelle für dieſe Geſchäfte eine 
Ausnahmebewilligung erwirken. Der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter kann im Einvernehmen mit den be⸗ 
teiligten Reichsminiſtern, alſo insbeſondere mit dem 
Reichsminiſter der Finanzen, ſolche Geſchäfte zulaſſen, wenn 
dadurch die Gem einnützigkeit des betreffenden Woh- 
nungsunternehmens nicht beeinträchtigt wird (8 9 
Abſatz 1 WGG Ds). Es bedarf einer Ausnahmebewilligung 
insbeſondere, wenn ein gemeinnütziges Wohnungsunterneh⸗ 
men einen gewerblich en Betrieb unterhalten will 
oder wenn Wohnungen errichtet werden ſollen, deren Größe 
1 ene aufgeſtellten 

rundſätze hinausgehen (§6 Abſatz 4 WGG und 
99 Abſatz 2 WGS DV). an 4 

Gemeinnützige Wohnungsunternehmen, die Geſchäfte 
der bezeichneten Art betreiben, treten nl der privaten it 
ſchaft in Wettbewerb. Sie können deshalb inſoweit 
ſteuerlichen Auflagen unterworfen werden (§ 6 Ab- 
ſatz 4 WGG, Hinweis auf den Abſchnitt 7). 

Es bedürfen einer Ausnahmebewilligung durch den 
Reichsarbeitsminiſter zum Beiſpfel di 
gewerblichen Betriebe: eee 


a) Ziegeleien, Brennereien, 
Schneidemühlen, 


b) Lichtanlagen, Kraftanlagen, Heizungsanlagen, Warm⸗ 
waſſerverſorgungsanlagen, Trockenanlagen, Wäſchereien, 
Gärtnereien, ſoweit die Leiſtungen nicht nur 
an die Bewohner der von dem gemein- 
nützigen Wohnungs unternehmen errich⸗ 
teten und verwalteten Wohnungen erfolgen, 

c) die Benutzung von Wäſchereien, Plättereien und ähn⸗ 

lichen Einrichtungen durch Perſonen, die nicht Mit- 

glieder des Wohnungsunternehmens oder nicht Be- 

wohner der Wohnſiedlung ſind, l 

die Verwaltung von fremden Grundſtücken und vo 

Kleinwohnungen, ſoweit ſie nicht zuläſſig verſchafft wor⸗ 

den ſind. 

Die Ausnahmebewilligungen für die Errichtung von 

Wohnungen, die die für Kleinwohnungen 


b 


— 


Bauſtoffhandlungen und 


d 


— 


zuläſſigen Wohnflächenmaße 8 10 WGG D) 
überſchreiten, werden nicht durch den Reichsarbeitsminiſter, 
ſondern durch die zuftändigen Anerkennungsbehör⸗ 
den, und zwar von Fall zu Fall erteilt. Der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter kann aber § 10 Abſatz 6 WGGDV gemäß 
im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern, ins⸗ 
beſondere dem Reichsminiſter der Finanzen, beſtimmte Gat⸗ 
tungen von Wohnungen, deren Bau oder Verſchaffung mit 
öffentlichen Mitteln gefördert wird, ganz all⸗ 
gemein zu Kleinwohnungen erklären. Es iſt das durch den 
Runderlaß des Reichsarbeitsminiſters vom 26. Oktober 1940 
IVb 3 Nr 5301/155/40 für die mit öffentlichen Mitteln ge⸗ 
förderten Beamten⸗ und Wehrmachtswohnun⸗ 
gen geſchehen. Wohnungen, die auf Grund des § 10 Ab- 
ſatz 6WGG DV zu Kleinwohnungen erklärt werden, unter⸗ 
liegen keiner ſteuerlichen Auflage. 


5. Der Begriff der Kleinwohnung 

Klein wohnungen im Sinn des Wohnungs⸗ 
gemeinnützigkeitsgeſetzes find § 10 Abſatz 1 WGG DV gemäß 
ſolche Wohnungen, deren Wohnfläche die folgenden 
Maße nicht überſchreitet: 


a) bei Einfamilienhäuſern 
mit einem Wohngeſchoß 110 Quadratmeter, 
mit zwei Wohngeſchoſſen 120 Quadratmeter, 
b) bei Einfamilienhäuſern 
mit Einliegerwohnung 150 Quadratmeter, 
c) bei den übrigen Wohngebäuden 100 Quadratmeter. 


Dieſe Maße können 8 10 Abſatz 2 WGG D gemäß unter 
beſtimmten Vorausſetzungen umein Geringes (bis zu 
einem Fünftel) überſchritten werden. Es iſt das ins⸗ 
beſondere für kinderreiche Familien von Bedeu⸗ 
tung. Es gelten anderſeits Wohnungen, die die bezeichneten 
Maße nicht überſchreiten, nicht als Kleinwohnungen, wenn 
fie nach Art und Ausſtattung als Luxus wohnungen 
anzuſehen find (8 10 Abſatz 5 WGG DP). N 

Wohnfläche iſt die geſamte Grundfläche der ab⸗ 
geſchloſſenen Wohnung einſchließlich der voll ausgebauten 
Räume im Dach⸗ oder Untergeſchoß, die nach ihrer Zweck⸗ 
beſtimmung in der Regel zu einer abgeſchloſſenen Wohnung 
gehören. Die Grundfläche der Treppen wird nicht in Anſatz 
gebracht ($ 10 Abſatz 3 WGG DV). Nach den bisherigen 
Vorſchriften wurde nicht die geſamte, ſondern nur die 
nutzbare Wohnfläche zugrunde gelegt. Die nutzbare 
Wohnfläche der Kleinwohnungen durfte 75 Qua drat⸗ 
meter für alle Gebäudearten nicht überſchreiten. 
Zu der nutzbaren Wohnfläche gehörten nur die Wohnräume, 
die Schlafräume und die Küche. Es werden nach den neuen 
Vorſchriften dagegen mitgerechnet: der Baderaum, der Ab⸗ 
ort, der Flur, die Speiſekammer, die Beſenkammer und die 
abgeſchloſſene Veranda. Dieſe Nebenräume haben in der 
Regel eine Fläche von rund vierundzwanzig Quadratmeter. 
Es werden deshalb die oben unter e bezeichneten Wohnungen 
(100 Quadratmeter) auch nach dem jetzigen Rechtszuſtand nur 
unweſentlich größer gebaut werden können. 

Der Begriff des Einfamilienhauſes und des 
Einfamilienhauſes mit Einliegerwohnung 
iſt im Wohnungsgemeinnützigkeitsgeſetz neu. Ein Einfami⸗ 
lienhaus ift 8 10 Abſatz 4 WG D gemäß ein Wohngebäude, 
das aus einer Wohnung für eine Familie beſteht. Es ver⸗ 
liert ſeine Eigenſchaft als Einfamilienhaus nicht dadurch, 
daß eine zweite Wohnung eingebaut iſt, die im Vergleich zur 
Hauptwohnung von untergeordneter Bedeutung iſt (Ein 
liegerwohnung). Die Einliegerwohnung wird in der Regel 
für Familienangehörige (3. B. mitwohnende Eltern) oder 
für Hausbedienſtete beſtimmt fein. § 10 Abſatz 7 WGG D 
gemäß können mit Kleinwohnungen im übrigen auch 
Kleingärten und Anlagen für Kleint ie 
haltung verbunden ſein. 


6. Das Anerkennungsverfahren N 

Das Wohnungsunternehmen, das als gemeinnützig an⸗ 
erkannt werden will, muß den Antrag bei der zu⸗ 
ſtändigen Anerkennungsbehörde „Aber den 
Prüfungsverband vorlegen (8 17 Abſatz 1 WGGDV). An⸗ 
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erkennungsbehörde iſt die oberſte Landesbehörde 
oder eine von der oberſten Landesbehörde beſtimmte Behörde 
(816 Abſatz 1 WGG). In Preußen iſt die Anerkennungs⸗ 
behörde in der Regel der Regierungspräſi⸗ 
dent. Die Anerkennung wirkt für das ganze Reichsgebiet 
(§ 16 Abſatz 3 WEG). Die Anerkennungsbehörde hat vor 
ihrer Entſcheidung die Beteiligten, insbeſondere auch 
den zuſtändigen Gauleiter der NSDAB (8 17 Abſatz 3 
WGGdꝰ), zu hören. Beteiligter iſt ſtets auch der Ober⸗ 
finanzpräſident, in deſſen Bezirk das Wohnungs⸗ 
unternehmen ſeinen Sitz hat (8 20 WEG). Der Oberfinanz⸗ 
präſident wird ſeine Stellungnahme auf ſolche Geſichtspunkte 
beſchränken, die im ſteuerlichen Intereſſe liegen. Wenn 
der Oberfinanzpräſident glaubt, daß eine oder mehrere der 
im ſteuerlichen Intereſſe verlangten Vorausſetzungen 
für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit des Wohnungs⸗ 
unternehmens nicht erfüllt find, wird er bei der Anerken- 
nungsbehörde den Antrag ſtellen, dem Wohnungsunter⸗ 
Ken die Anerkennung der Gemeinnützigkeit zu ver⸗ 
agen. 

Die Entſcheidung der Anerkennungsbehörde über 
die Anerkennung der Gemeinnützigkeit des Wohnungsunter⸗ 
nehmens oder über die Verſagung der Anerkennung iſt auch 
dem Oberfinanzpräſidenten zuzuſtellen 
(817 Abſatz 4 WEG). Der Oberfinanzpräſident kann, wenn 
die Anerkennung gegen ſeinen Vorſchlag erfolgt, die Ent⸗ 
ſcheidung § 21 Abſatz 1 WEG gemäß bis zum Ablauf eines 
Monats nach der Zuſtellung durch Anrufung des zu⸗ 
ſtän digen Verwaltungsgerichts anfechten. 
Als Rechtsbeſchwerdeinſtanz iſt das Reichs⸗ 
verwaltungsgericht (gegenwärtig das Reichswirt⸗ 
ſchaftsgericht) vorgeſehen (§ 21 Abſatz 2 WGG). 

Die Anerkennung kann wieder entzogen werden ($ 19 
WEG) Auch der Oberfinanzpräſident kann als 
Beteiligter die Entziehung der Anerkennung beantragen. Er 
wird das tun, wenn er oder das Finanzamt bei Überprüfung 
eines gemeinnützigen Wohnungsunternehmens feſtſtellen, 
daß es die Beſtimmungen des Wohnungsgemeinnützigkeits⸗ 
geſetzes nicht eingehalten hat (daß es z. B. unzuläſſige Ge⸗ 
ſchäfte ohne Ausnahmebewilligung betrieben hat). Der 
Rechtsmittelweg iſt dabei der gleiche wie im Anerkennungs⸗ 
verfahren. 

Die Behörden der Reichsfinanzverwal⸗ 
tung wirken im übrigen in den folgenden Fällen mit: 


a) bei der Erklärung von Wohnungen, deren Bau oder Ver⸗ 
ſchaffung mit öffentlicher Hilfe gefördert wird, zu Klein⸗ 
wohnungen (§ 10 Abſatz 6 WGGDV, Hinweis auf den 
Runderlaß des Reichsarbeitsminiſters vom 26. Oktober 
1940 IVb 3 Nr 5801/155/40), 

b) bei der Zulaſſung weiterer Geſchäfte, bei der Erteilung 
von Ausnahmebewilligungen und bei der Auferlegung 
von Auflagen (§ 6 Abſätze 3 und 4 WGG, 89 WGGDꝰ), 

e) bei der Bewilligung einer Baupauſe (86 Abſatz 1 Satz 2 
WG, 86 Abſatz 3 WGGDꝰ), 


d) bei der Beſtimmung über die Verwendung des Ver⸗ 


welche 


aufgeſtellten Kb: 
können dieje Ausnahmebewilligungen unter Auflagen 


mögens eines aufgelöſten Wohnungsunternehmens ($ 11 
WG, § 14 WGGDꝰV), 

e) bei der Auferlegung von geldlichen Leiſtungen bei der 
Entziehung der Anerkennung (§ 19 Abſatz 5 WEG). 


7. Steuerliche Auflagen bei Ausnahmebewilligungen 

§6 Abſatz 4 WG gemäß können gemeinnützige Woh⸗ 
nungsunternehmen auf Grund von Ausnahmebewil— 
ligungen der zuſtändigen Behörden einen gewerb⸗ 
lichen Betrieb unterhalten oder Wohnungen errichten, 
deren Größe über die für Kleinwohnungen 
Grundſätze hinausgeht. Es 


erteilt werden (Hinweis auf den Abſchnitt 4 Abſatz 5). Der 
Reichsarbeitsminiſter beſtimmt im Einvernehmen 


mit den anderen beteiligten Reichsminiſtern, insbeſondere 


dem Reichsminiſter der Finanzen, ob und 
Auflagen zu machen find (§ I Abſatz 2 
WGG D). Der Reichsarbeitsminiſter hat ſeine Befugnis 


zur Beſtimmung von Auflagen auf die Anerkennungs⸗ 
behörden übertragen, ſoweit es ſich um die Überſchrei⸗ 
tung der zuläſſigen Wohnflächen maße handelt. Nach 
dem Rdg⸗Erlaß vom 26. Oktober 1940, Abſchnitt 4, find 
inſoweit die Oberfinanzpräſidenten zu be⸗ 
teiligen. 

Es wird in der Regel die Auflage zu machen fein, daß 
die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen für die von 
ihnen unterhaltenen gewerblichen Betriebe oder für die 
Wohnungen, deren Größe über die für Kleinwohnungen 
aufgeſtellten Grundſätze hinausgeht, Steuern zu ent⸗ 
richten haben. 

Es wird für das Finanzamt nicht immer leicht ſein, den 
Steuerbetrag zu ermitteln, der anteilig auf einen mit 
einer Ausnahmebewilligung betriebenen gewerblichen 
Betrieb entfällt. Das Wohnungsunternehmen muß des- 
halb in dieſen Fällen alle Maßnahmen treffen, die die 
Ermittlung des anteiligen Steuerbetrags erleichtern 
(Rd ⸗Erlaß vom 26. Oktober 1940 Abſchnitt 4). Als ſolche 
Maßnahmen kommen z. B. in Frage: 


a) die organiſatoriſche Trennung des fteuer- 
pflichtigen Betriebs von dem Geſamtunternehmen (Er⸗ 
richtung einer beſonderen Betriebsabteilung), 

b) die Errichtung einer beſonderen Buchführung 
für die ſteuerpflichtigen Betriebe. 


„Das Finanzamt kann in den Fällen, in denen die Er- 
mittlung des anteiligen Steuerbetrags beſondere Schwie- 
rigkeiten und erhebliche Verwaltungsarbeit 
verurſacht, von der Möglichkeit der Pauſchalierung 
Gebrauch machen. Der Pauſchbetrag ſoll annähernd dem 
Steuerbetrag entſprechen, der ſchätzungsweiſe anteilig 
auf den gewerblichen Betrieb entfallen würde, wenn das 
Wohnungsunternehmen die ſteuerlichen Vergünſtigungen 
nicht genießen würde (NdF-Erlaf vom 26. Oktober 1940 
Abſchnitt 4). 

Der anteilig auf die zu großen Wohnungen ent- 
fallende Steuerbetrag ſoll ebenfalls als Pauſchbetrag 
feſtgeſetzt werden. Der Reichsminiſter der Finanzen hat für 
die Feſtſetzung dieſer Pauſchbeträge in dem Runderlaß 
vom 26. Oktober 1940, Abſchnitt 4, zur Vereinfachung be⸗ 
ſtimmte Richtlinien aufgeſtellt. Es ſoll als Grund⸗ 
lage für die Ermittlung des Pauſchbetrags für die mit 
Ausnahmebewilligung errichteten zu großen Wohnungen die 
Quadratmeter⸗ Wohnfläche dienen. Es ſollen zur 
Abgeltung der Steuern die folgenden Beträge je 
Quadratmeter Wohnfläche feſtgeſetzt werden: 


a) Körperſchaftſteuer jährlich 0,90 Reichsmark 
b) Vermögenſteuer jährlich . .. 0,10 1 


c) Gewerbeſteuer jährlich. . . 0,30 > 
d) Grunderwerbſteuer (für Grund und 

Boden) einmalig . ei: — 
e) Urkundenſteuer einmalig . 0,45 ip 


Es ergibt ſich danach zum Beiſpiel für eine mit ſteuer⸗ 
licher Auflage errichtete Wohnung von 150 Quadratmeter 
eine laufe nde ſteuerliche Belaſtung von jährlich 
195 au Die ao diefer Wohnung mit ein» 
maligen Steuern runderwerbſteuer, Urkundenſteuer 
rn 05 i e 8 — ö 

er Geſamtbetrag der einmaligen Steuern in Höhe von 
330 Reichsmark iſt — da unterſtellt werden kann, daß feine 
Abdeckung aus Finanzierungsmitteln des Baus erfolgen 
wird — in 35 Jahresraten (übliche Laufzeit von Tilgungs⸗ 
hypotheken) rechneriſch zu zerlegen. Die jährliche 
Steuerbelaſtung einer mit einer Ausnahmebewilli⸗ 
gung errichteten Wohnung von 150 Quadratmeter beträgt 
demgemäß 


a) laufende Steuern (Körperſchaft⸗ 
ſteuer, Vermögenſteuer, Gewerbe— 
ſteuer) 195, Neichsmarz 

b) einmalige Steuern (Grund⸗ 
erwerbſteuer, Urkundenſteuer) . 9,40 72 


zuſammen 204,40 Reichsmark 


oder monatlich rund 17, — Reichsmark. 
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Die nach den bisherigen Vorſchriften (Artikel 8b der 
Reichsausführungsverordnung vom 20. März 1931, RGBl 1 
S. 73 und Artikel III der Verordnung über die Organe der 
ſtaatlichen Wohnungspolitik vom 22. Oktober 1931, RGBl! 
S. 658) erteilten Ausnahmebewilligungen bleiben bis zum 
Widerruf im Einzelfall beſtehen. 


8. Die geldlichen Leiſtungen der Wohnungsunternehmen bei 
der Entziehung der Anerkennung 


819 Wc gemäß kann die Anerkennung der Gemein- 
nützigkeit in beſtimmten Fällen entzogen werden (Hin- 
weis auf den Abſchnitt 6). Die Anerkennungsbehörde kann 
im Einvernehmen mit dem zuſtändigen 
Oberfinanzpräſidenten dem Wohnungsunter- 
nehmen zur Abgeltung der durch die Anerken⸗ 
nung der Gemeinnützigkeit erlangten Vor⸗ 
teile beſtimmte geldliche Leiſtungen auferlegen. 
Dieſe Leiſtungen hat das Wohnungsunternehmen an einen 
von der Anerkennungsbehörde zu beſtimmenden Empfänger 
zu erbringen. Die Erfüllung der Leiſtungen kann im Ver⸗ 
waltungsweg erzwungen werden (§ 19 Abſatz 5 WEG). 

Es werden bei der Beſtimmung der geldlichen Leiſtun⸗ 
gen auch die von dem gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
während der Zeit ſeiner Steuerfreiheit erjparten 
Steuern zu berückſichtigen ſein. Der Betrag der erſparten 
Steuern muß ſchätzungsweiſe ermittelt werden. Es 
muß der Steuerausfall, den die Finanzverwaltung 
durch die Steuerbegünſtigung des Unternehmens gehabt hat, 
nach Möglichkeit ausgeglichen werden. Der feſt⸗ 
zuſetzende Steuerbetrag ſoll auch in einem angemeſſenen 
Verhältnis zu den übrigen von der Anerkennungsbehörde 
auferlegten geldlichen Leiſtungen ſtehen. Das Finanzamt 
wird demgemäß nicht auf die Feſtſetzung von Steuern ver⸗ 
zichten, wenn dem Wohnungsunternehmen geldliche Leiſtun⸗ 
gen anderer Art auferlegt werden (Hinweis auf den Adð⸗ 
Erlaß vom 26. Oktober 1940 Abſchnitt 5). 


9. Die Prüfung und die ſteuerliche Beaufſichtigung der ge⸗ 
meinnützigen Wohnungsunternehmen 

814 WEG gemäß muß jedes gemeinnützige Wohnungs⸗ 
unternehmen einem Prüfungsverband angehören. 
Das Wohnungsunternehmen wird durch dieſen Verband 
regelmäßig, geprüft. Die Prüfungsverbände werden 
vom Reichsarbeitsminiſter nach Anhörung der beteiligten 
oberſten Landesbehörden zugelaſſen. Jeder Prüfungsverband 
erhält einen örtlich abgegrenzten Gebietsteil des Deutſchen 
Reichs als Prüfungsbezirk. Die Prüfungsverbände können 
auch als Organe der ſtaatlichen Wohnungspolitik anerkannt 
werden (8 28 WGG). Spitzenverband der Prüfungsverbände 
iſt der Reichsverband des deutſchen gemein⸗ 
nützigen Wohnungsweſens e. V., Berlin, 
Großadmiral von Koeſter⸗Ufer 59. 

Die Vorſchriften über den Spitzenverband und die Prü- 
fungsverbände finden ſich im einzelnen in den 88 23 bis 26 
WG und im § 22 WGG DV. 

Der Spitzenverband ſtellt Richtlinien für die von 
den Prüfungsverbänden durchzuführenden Prüfungen auf. 
Die Richtlinien ſind für die Prüfungsverbände und für ſeine 
Mitglieder (gemeinnützige Wohnungsunternehmen) ver- 
bindlich 1 

Die Tätigkeit der Prüfungsverbände iſt von aus⸗ 
ſchlaggebender Bedeutung für die Entwicklung 
des gemeinnützigen Wohnungsweſens. Die Verbandsprü⸗ 
fung hat nicht nur den Zweck, die aktienrechtliche und ge⸗ 
noſſenſchaftrechtliche Prüfung bei den von ihnen betreuten 
Wohnungsunternebmen durchzuführen. Sie ſoll darüber 
hinaus die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen zu regſter 
Tätigkeit auf ihrem Aufgabengebiet anregen. 

Die Prüfung der gemeinnützigen Wohnungsunter⸗ 
nehmen durch den Prüfungsverband erſtreckt ſich vor allem 
auf die Einhaltung der Vorausſetzungen für 
die Anerkennung als gemeinnütziges Woh ⸗ 
nungs unternehmen. Die Prüfungsverbände haben 
aber auch die laufende Aufſicht über die gemein⸗ 
nützigen Wohnungsunternehmen. Es ſoll im übrigen ihre 
Tätigkeit auch ſonſtdem Wohl der ihnen ange⸗ 


ſchloſſenen Wohnungsunternehmen dienen. 
Sie ſollen das Wohnungsunternehmen beraten und be⸗ 
treuen. Die geſetzliche Prüfung umfaßt auch die Be⸗ 
urteilung der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe und der Geſchäftsführung des zu prüfenden Unter⸗ 
nehmens. 

Die Dienſtanweiſungen für die Prü⸗ 
fungsverbände ſehen vor, daß die Prüfungen 
ſteuerliche Feſtſtellungen umfaſſen können. So 
ſind z. B. die folgenden Fragen zu prüfen: 

1. Welche Reichsſteuern und Gebühren zahlt das Woh⸗ 
nungsunternehmen? 

2. Wann hat die letzte Steuerveranlagung ſtattgefunden? 

3. Liegen für ſämtliche Grundſtücke neueſte Einheitswert⸗ 
beſcheide vor? 

4. Iſt die Kapitalertragſteuer an das Finanzamt richtig ab⸗ 
geführt worden? 


Der Reichsverband des deutſchen gemeinnützigen Woh⸗ 
nungsweſens e. V. hat für die Wirtſchaftsberech⸗ 
nungen, die die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
für Voranſchläge bei Bauvorhaben und als Unterlagen für 
Rentabilitätsprüfungen des bewohnten Hausbeſitzes ver⸗ 
wenden müſſen, ein Muſter aufgeſtellt. Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter hat das Muſter den Oberfinanzpräjiden- 
ten mit dem Erlaß vom 18. Oktober 1939 IV b 4 Nr 5303/19 
überſandt. Das Muſter iſt für Miethäuſer und für Eigen⸗ 
heime anzuwenden. 

Die Steueraufſicht und die ſteuerliche 
Betriebsprüfung durch die Finanzämter 
bleiben neben der Prüfung durch die Prüfungsverbände 
unberührt (Hinweis auf den Rd§⸗Erlaß vom 26. Oktober 
1940 Abſchnitt 6). Das Wohnungsgemeinnützigkeitsgeſetz 
ſieht eine weitgehende Mitwirkung der Behörden der Reichs⸗ 
finanzverwaltung auf dem Gebiet des gemeinnützigen Woh⸗ 
nungsweſens vor. Es iſt deshalb erforderlich, daß die 
Finanzämter eine geeignete überwachung der gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen durchführen. Das Finanzamt wird 
prüfen müſſen, ob die Vorausſetzungen für die Anerkennung 


der Gemeinnützigkeit erfüllt bleiben. Die Prüfungen des 


Finanzamts werden ſich aber auf ſolche Vorausſetzungen zu 
beſchränken haben, die im ſteuerlichen Intereſſe liegen. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch den Rund⸗ ö 


erlaß vom 18. November 1937 S 2512 — 294 III Richt⸗ 
linien für dieſe Prüfungen herausgegeben. Er hat den 
Oberfinanzpräſidenten das Muſter eines Frage bogens 
überſandt. Die Betriebsprüfung wird ſich in der 
Regel auf die Einforderung dieſes Frage⸗ 
bogens beſchränken. Es wird nur in den Fällen, in 
denen die Beantwortung des Fragebogens oder die Ver⸗ 
bandsprüfung zu ſteuerlichen Bedenken Anlaß 


gibt, eine eingehende Prüfung durch die 


Finanzämter erforderlich ſein. Es iſt zweckmäßig, daß 
ſich der Betriebsprüfer vor dieſer Prüfung mit dem zu⸗ 
ſtändigen Prüfungsverbandin Verbindung 
fetzt und auf deſſen Bericht zurückgreift. 


10. Die Organe der ſtaatlichen Wohnungspolitik 

§ 28 Abſatz 1 WGG gemäß kann der Reichsarbeits⸗ 
miniſter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Fi⸗ 
nanzen Unternehmen, an denen Reich oder 
Länder maßgebend beteiligt ſind, und die 
von ihm zugelaſſenen Verbände als Organe 


der ſtaaklichen Wohnungspolitik anerkennen. 
der ſtaatlichen Woh⸗ 
nungspolitik erhalten dieſe Unternehmen und Verbände die 


Durch die Anerkennung als Organe 


gleiche Rechtſtellung wie die als gemeinnützig anerkannten 
Wohnungsunternehmen. Das Reich oder ein Land iſt an 
einem Unternehmen maßgebend beteiligt, wenn 
ihm allein oder in Gemeinſchaft mit andern Gebietskörper⸗ 
ſchaften mindeſtens die Hälfte des Grundkapitals ‚ober 
Stammkapitals des Unternehmens gehört. Es ſteht der 
Beteiligung gleich, wenn das Reich oder ein Land auf Grund 
anderer öffentlich-rechtlicher Beſtimmungen als des Woh⸗ 
nungsgemeinnützigkeitsgeſetzes über das Unternehmen eine 
Aufſicht ausübt oder wenn das Unternehmen ausſchließlich 
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zur Befriedigung eines befonderen Wohnungsbedarfs dient, 
der im öffentlichen Intereſſe des Reichs oder eines Landes 
liegt ($ 23 WGG—DꝰV). b m £ 

Die Organe der ſtaatlichen Wohnungspolitik müſſen, 
wenn ſie als gemeinnützig anerkannt werden wollen, in der 
Regel die Vorſchriften der §88 2 bis 15 WG G 
erfüllen. ER Aus 

Als Organ der ſtaatlichen Wohnungspolitik find ins⸗ 
befondere Heimſtätten, Wohnungsgeſellſchaften zur Errich⸗ 
tung von Bergbauwohnungen, Pfandbriefanſtalten und 
öffentliche Kreditanſtalten anerkannt worden. 


Gejelljchaftfteuer bei der Derluftübernahme durch eine 
Muttergefelljchaft 
Eine Grundſtücks⸗Gmbch hat den Erwerb bon Grundſtücken 
zur Erbauung von Mietwohnungen und die Verwaltung dieſer 
Grundſtücke zum Gegenſtand. Sie ſteht in einem anerkannten 
Organverhältnis zu einer Aktiengeſellſchaft. Die GmbH er⸗ 
zielte in früheren Jahren Gewinne. Ab dem Jahr 1938 ent⸗ 
ſtanden Verluſte, die die Muttergeſellſchaft auf Grund des 
mvertrags übernahm. 
dei auf Rö 25. Oktober 1940 RStBl S. 989. 


Pdeeluſtüber nahme keine freiwillige 

Leiſtung 5 

Die Muttergeſellſchaft übernimmt die Verluſte nicht auf 
Grund einer freiwillig übernommenen Verpflichtung. Die Ver⸗ 
luſtübernahme iſt alſo keine freiwillige Leiſtung im 
Sinn des § 2 Ziffer 3 zu b KVG. Freiwillig iſt eine Leiſtung 
dann, wenn der leiſtende Geſellſchafter weder auf Grund des 
Geſellſchaftsberhältniſſes noch unmittelbar aus dem Geſetz zu 
der Leiſtung verpflichtet iſt. Dieſe Vorausſetzungen liegen hier 
nicht vor. Die Vereinbarung eines Organverhältniſſes berührt 
in ſtärkſtem Maß das zwiſchen Muttergeſellſchaft und Tochter⸗ 
geſellſchaft beſtehende Geſellſchafts verhältnis. Da⸗ 
durch, daß der Tochtergeſellſchaft die Eigenſchaft eines Organs der 
Muttergeſellſchaft auferlegt wird, wird das Geſellſchaftsverhältnis 
in der beſonderen Form des Mutter⸗Tochter⸗Verhältniſſes aus⸗ 
geſtaltet. Die Vereinbarung des Organverhältniſſes hat regel⸗ 
mäßig zum Inhalt, daß die Tochtergeſellſchaft ihre Gewinne der 
Muttergeſellſchaft zu überlaſſen hat und daß die Verluſte der 
Tochtergeſellſchaft von der Muttergeſellſchaft zu übernehmen ſind. 

Die Verluſtübernahme der Muttergeſellſchaft auf Grund 
eines derartigen Organvertrags iſt daher eine Leiſtung, die auf 
Grund einer im Geſellſchaftsverhältnis be⸗ 
gründeten Verpflichtung bewirkt wird (§ 2 Ziffer 2 
KVG). 


2. Sanierungsvergünſtigung PER 

9 9 Abſatz 2 Ziffer 1 KVG gemäß ermäßigt ſich die Steuer 
auf 1 vom Hundert bei Leiſtungen, die erforderlich ſind zur 
Deckung der Überſchuldung oder zur Deckung eines Verluſtes am 
Grund⸗ oder Stammkapital einer inländiſchen Kapitalgeſellſchaft. 
Die Verpflichtung der Muttergeſellſchaft zur Übernahme der Ver⸗ 
luſte ihrer Tochtergeſellſchaft auf Grund des Organvertrags ſteht 
der Anwendung der Sanierungsvergünſtigung n icht entgegen. 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs findet 
die Sanierungsvergünſtigung keine Anwendung auf fort⸗ 
laufende Vetriebszuſchüſſe, durch die der Mangel eines für 
den Geſellſchaftszweck ausreichenden Eigenkapitals erſetzt werden 
ſoll. Die Sanierungsvergünſtigung entfällt außerdem, wenn die 
laufenden Geſchäftsunkoſten einer nicht auf Gewinn 
zielenden Kapitalgeſellſchaft (Studiengeſellſchaft) durch Bei⸗ 
träge der Geſellſchafter gedeckt werden. Die Sanierungsver⸗ 
günſtigung wird alſo ſolchen Geſellſchaften verſagt, die von vorn⸗ 
herein der Geſellſchafterzuſchüſſe zur Deckung ihrer Unkoſten be⸗ 
dürfen, weil ſie von ſich aus wegen ihrer Zweckbeſtimmung nicht 
in der Lage ſind, durch Gewinnerzielung im eigenen Geſchäfts⸗ 
betrieb dieſe se aufzubringen (ſogenannte geborene 
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5 8 weit der Grundftüds-GmbH, um die es hier geht, iſt 
auf die Erzielung eigener Gewinne gerichtet. Sie hatte auch 
früher Gewinne erzielt und erſt infolge der ſpäteren wirtſchaft⸗ 
lichen Entwicklung Verluſte erlitten. Die Verluſtüber⸗ 
nahme auf Grund des Organvertrags iſt alſo 
verſchieden von der Unkoſtendeckung bei ge⸗ 
borenen Zuſchußbetrieben. Die Sanierungsver⸗ 
günſtigung wird nur den geborenen Zuſchußbetrieben verſagt, ſie 


id i en ſt. Nach eri e 


Das Finanzamt hat auch bei den Organen der ſtaatlichen 
Wohnungspolitik — wie bei den anderen gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen — zu prüfen, ob ſämtliche Vor⸗ 
ausſetzungen für die Anerkennung erfüllt ſind und erfüllt 
bleiben. Der Reichsminiſter der Finanzen regt 
bei dem Reichsarbeitsminiſter im gegebenen Fall 
an, daß die Anerkennung verſagt oder entzogen wird (Hin⸗ 
weis auf den RdR-Erlak vom 26. Oktober 1940 Abſchnitt 6). 
Im Streitfall entſcheidet das Reichswirtſchaftsgericht in 
erſter und letzter Inſtanz. 


kommt aber für die Verluſtübernahme auf Grund eines Organ— 
vertrags grundſätzlich in Betracht, es ſei denn, daß die beſon⸗ 
deren Bedingungen eines geborenen Zuſchußbetriebs auch bei 
der Organgeſellſchaft vorliegen. Hö. 


Werklieferungsvertrag oder Werkvertrag? 


Zu dieſer Frage iſt ein neues Urteil des Reichsfinanzhofs. 
bom 22. November 1940 — II 153/38 — zu § 15 UrkStG er⸗ 
gangen. Das Urteil iſt im Reichsſteuerblatt 1940 S. 994 ver⸗ 
offentlicht werden. 

§ 15 Urtstch gemäß find Werkverträge ſteuerpflichtig 
($ 15 Abſatz 1 Satz 1 UrkStG), Werklieferungsber⸗ 
träge jedoch ſteuerfrei ($ 15 Abſatz 4 Satz 1 UrkStG). 

Ob wir es mit einem Werklieferungsvertrag oder mit einem 
Werkvertrag zu tun haben, entſcheidet ſich danach, wer den 
Hauptſtoff für das Werk beſchafft hat. Hat der Unternehmer 
den Hauptſtoff beſchafft und der Beſteller nur Nebenſtoffe (Zu⸗ 
taten und andere Nebenſachen) zur Verfügung geſtellt, ſo liegt 
ein Werklieferungsvertrag vor. Iſt es umgekehrt, ſo iſt ein Werk⸗ 
bertrag gegeben. 

Das Urkundenſteuerrecht hat den bürgerlich⸗rechtlichen Begriff 
des Werklieferungsvertrags übernommen. Hinweis auf § 15 
Abſatz 4 UStG und § 651 BGB. 
Schwierigkeiten bereiten die Fälle, in denen der Unternehmer 
den Stoff beſchafft und der Beſteller nichts hinzugibt. Wie fol 
hier feſtgeſtellt werden, ob der Stoff als Hauptftoff anzuſehen 
iſt? Womit ſoll der Stoff verglichen werden? 

Mit einem ſolchen Fall hatte es der Reichsfinanzhof zu tun. 
Eine Druckerei hatte Drudarbeiten ausgeführt und das dazu 
erforderliche Bapier ſelbſt beſchafft. 

„Der Reichsflnanzhof vergleicht die Stoffbeſchaffung 
mit der Arbeitsleiſtu ng des Unternehmers und prüft, ob 
die Stoffbeſchaffung der Arbeitsleiſtung gegenüber als „Neben⸗ 
lache“ anzuſehen iſt. Dabei ſoll die Bewertung beider Leiſtungen 
keine ausſchlaggebende Rolle ſpielen, ſondern nur einen Anbalts⸗ 
punkt bieten. Entſcheidend ſoll ſein, welche der beiden Leiſtungen 
gegenüber der anderen nach der Volksanſchauung wirtſchaft⸗ 
lich in den Hintergrund tritt. Das ſoll bei der Stoffbeſchaffung 
dann der Fall ſein, wenn der Stoff, für ſich betrachtet, wirtſchaft⸗ 
lich unſelbſtändig oder bedeutungslos iſt. Hinweis auf Eiffler, 
Urkundenſteuergeſetz, Anmerkung 8 a zu 8 15 S. 288. 

Der Reichsfinanzhof ſieht die Papierbeſchaffung des Unter⸗ 
nehmers bei dem Druckvertrag nicht als wirtſchaftlich unſelb⸗ 
ſtändig oder bedeutungslos an. Er kommt deshalb zu dem Gr- 


gebnis, daß es ſich bei dem Druckvertrag um einen ſteuerfreien 
Werklieferungsvertrag handelt. 

Der Reichs finanzhof bemerkt noch, daß der geiſtige Anhalt 
des Druckwerks keine Rolle ſpiele. Vertragsgegenſtand ſei bet 
Druckverträgen nicht das Geiſtesgut „Buch“, ſondern das 
techniſche Erzeugnis „Buch“. i 

„Auch für das u mſatzſteuerrecht iſt die Unterſcheidung 
zwiſchen Werklieferungsbertrag und Werfvertrag bedeutſam, g. B. 
wegen der Großhandelsvergünſtigungen für den Beſteller des 
Werks Wir ſprechen hier von Werklie ferungen und 
Werkleiſtungen. Der Begriff der Werklieferung im § 8 
Abſatz 2 UStG lehnt ſich an den Begriff des Werklieferungsver⸗ 
trags im § 651 BOB an. 


Die Frage, wie Druckverträge umſatzſteuerrechtlich zu be⸗ 
bandeln ſind, iſt ſchon wiederholt entſchieden worden. Der 
Senat hat — inſoweit in Übereinſtimmung mit dem 


II. Senat — die Druckberträge als Werklieferungsverträge be⸗ 
handelt, wenn der Unternehmer das Papier beſchafft hat. Er hat 
deshalb dem Beſteller der Druckarbeiten die Steuervergünſtigung 
des 5 7 Abſatz 3 Steh gewährt. Hinweis auf das Urteil des 
Reichsfinanzhofs vom 12. Februar 1937 — VA 592/36 — im 
NEID 1937 S. 439. Schrt. 
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Wirtſchaftlicher Beobachter 


Geld, Kredit und äflentliche Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 10. Dezember 1940. 
Steuergutſcheine J. 107,— — Steuergutſcheine II: 
Juni 1942 105 , Juli 105⅜, Auguſt 105,—, September 1045, 
Oktober 104,25, November 104, —. 


Bürgſchaftsgeſellſchaft für Handwerkerſiedler. Der Reichsſtand 
des deutſchen Handwerks und die Deutſche Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe haben die „Buürgſchaftsgeſellſchaft für Handwerker⸗ 
ſiedler Gmb“ gegründet. Die Geſellſchaft hat die Aufgabe, den 
Handwerkern, die in den neuen Reichsgebieten und in den neuen 
Siedlungen des Altreichs eingeſetzt werden, die Gründung ſelb⸗ 
ſtändiger Handwerksbetriebe zu erleichtern. Sie wird Ausſall⸗ 
bürgſchaften für Anlagekredite leiſten, die die Handwerker für 
die Einrichtung ihrer Betriebe erhalten. Über die Kreditanträge 
entſcheidet die örtliche Kreditgenoſſenſchaft. 


Zinsſenkung bei der Rheiniſchen Hypothekenbank. Die 
Rheiniſche Hypothekenbank, Mannheim-⸗Berlin, kündigt die mit 
4½ bom Hundert verzinslichen Goldpfandbriefe der Reihen 5, 7, 
11 und 13 der früheren Berliner Hypothekenbank AG., Berlin. — 
Den Inhabern der gekündigten Goldpfandbriefe wird der Umtauſch 
in mündelſichere Hypothekenpfandbriefe der Rheiniſchen Hypo⸗ 
thekenbank mit einem Zinsſatz von 4 vom Hundert zum 


Nennbetrag angeboten. Sie können ſtatt des Umtauſchs die Bar⸗ 
einlöſung wählen. 


Zinsſenkung bei Rheinboden. Die Aheiniſch⸗Weſtfäliſche 
Boden⸗Exedit⸗Bank in Köln — Rheinboden — kündigt die Reihe 7 
ihrer mit 4½ vom Hundert verzinslichen Goldpfaudbriefe. — Den 
Inhabern der gekündigten Pfandbriefe wird der Umtauſch in Hypo⸗ 
theken⸗Pfandbriefe mit einem Zinsſatz von 4 vom Hundert 


zum Nennbetrag angeboten. Sie konnen ſtatt des Umtauſchs die 
Bareinlöfung wählen. 


Finanzierung durch Ausgabe von Aktien. Die Berliner 
Börſen⸗Zeitung veröffentlicht die folgende Aufſtellung über Kapi⸗ 
talerhöhungen, die in den Monaten April bis Oktober 1940 
bekanntgegeben worden ſind. Die Geſamtſumme der Kapital⸗ 
erhöhungen beträgt rund 400 Millionen RM. 


Kapitalerhöhungen 
I. April bis Juni 1940 


Kapital erhöht Bezugs. Ansgabe⸗ 


Firmenname von auf recht kurs 
in Mill. RM 
Anhaltiſche Kohlenwerke 22,95 83,50 — — 
Wiener Brückenbau und Eiſen⸗ 

konſtruktions AA. 0,6 1,5 372 100 
Nienburger Stromverſorgungs 

IC) e © oe) 2,0 — 100 
Ver. Wiener Metallwerrʒte . 08 2,0 2 
Stettiner Vulkanw. 455 855 — 
Max Kohl A.. 0,93 1,50 5:3 108 
Roſtocker Straßenbahn. .. 1,02 2,22 — 100 
Amada Ver. Ol: u. Margarinefb. 

Dan // 15 5,255 — — 
Hydrierwerk Pölitz 80,00 110,00 — 100 
Gelſenberg-Benzin Ac 50,00 10000 — 110 
Meſſingwerke Unna AG 100 
Oſtdeutſche Privatbank. % 6,0 — 100 
Rheiniſche Kunſtſeide 8,10 10,10 — 100 
Paukerwerke, Wien 0,507 3,00 — — 
Tiroler Waſſerkraftwerke . 8,77 2900 — — 
Hamburger Elektr. 89,00 100 — — 
Perlmooſer Zementw. 16,94 19,383 — 100 
AG f. Cartonnagenind. 2,69 4,04 2:1 125 
Fried. Merk Telefonl. . 2.10, es 100 
Faradit Rohr⸗ u. Walzw. 060 1,00 3:2 105 
Maſchinenb. u. Bahnbed. vorm. 

Orenſtein & Koppel 17,48 2348 3 1 106) 
Leineninduſtrie Schornreute . 0,16 0247 2 1 100 
Gemein. Siedlungs-AG Hamburg 9,50 10,00 — Br 
Waggonfabrik Steinfurt 180 220 3 % 110 
J. Langes Leinenind. 0,32 0,50 — 8 
Kärtner Elektriz. 0,67 800 Sr 100 
Kabelwerk Wilhelminenh. 2,00 ) 100 
Stahlwerke Ergſte A. e eee — 
Erdmannsdorfer Spinn. 2,00 2,50 4:1 115 
Sudetenld. Bergbau . 50,00 80,00 5:3 105 


II. Juli bis Oktober 1940 


Karital erhaht Bezugs- Ausgabe⸗ 
Firmenname von auf recht kurs 
in Mill. nt 
Bayer. Motorenwerke 15,00 22,50 2:1 140 
Eiſen⸗ u. Hüttenw. Köln. 10,00 27,50 — 100 
Veithwerke, Sandbach 1,10 1,65. 5 1 
Deutſche Lufthanſa. 2 2 25,00 50,00 — 100 
Sauermann AG, Kulmbach. 0,90 1,20 — 100 
R. Dolberg AG, Berlin 0,93 1,75 — 100 
J. G. Farbenind. . 731,00 762,00 — — 
Union. Rhein. Braun. 45,00 90,00 — — 
Hanſeat. Hochſee f.. . 0,55 0,90 221 108 
Wolfsegg⸗Traunthaler Kohlenw. 4,49 7 — 
GfT. Geſ. f. Tankholzg. 0,30 1,00 — 100 
Per 6.00 10,00 3:2 125 
Halberg Maſchinen u. Gießerei A 3,60 6.00 — — 
Landw. Kartoffelverw., Wien 0,70 1,60 — — 
Stickſtoffw. Oftmarf . 20,00 25,00 — — 
Oſterr. Kraftwerke Linz 30,00 40,00 — — 
Kupferberg & Co., Mainz . 1,40 2,10 2 0 
Weſtfäl. Zellſtoff AG 3,60 6,30 — 125 
Tretorn Gummi 3 2,00 300 2:1 gratis 
Schoeller⸗Bleckmann . 13,40 15,00 — 100%) 
Maſchb. Beck & Henkel. 0,70 1,20 — 104 
Gagfah, Berlin⸗Weimar 18,00 26,00 — 100 
Herz Olfabr. Wittenb. . . 1,20 1,60 — — 
Anker Verſicherung, Wien. 0,40 2,00 —— 110 
Brennaborwerke N 2,39 4,00 3:2 140 
Köllmannwerke 3 0,50 1,20 8: 10512008 
Bayer. Spiegelglas. 1.644 2,00 5:1 105 
Daimler⸗B enz 88,934 50,00 4:1 1385. 
Gemein.⸗Siedl.⸗Geſ. Hamb. 10,00 10,25 — — 
Dampfſchiff. Neptun 3,00 7,00 — 114 
Stettiner Oderwerke 3,00 4,50 2:1 115 
Boswau & Knauer 3,50 5,00 723 8 
Lenz & Co. 6,00 3.00 3 
Deutſche Bank. .. 130,00 160,00 5:1 7 


1) Vorzugsaktien ohne Stimmrecht. 


Umtauſchangebot der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt, 
Die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt in Berlin hat die Reihe 
15 der mit 4%/ vom Hundert verzinslichen Gramm-⸗Feingold⸗ 
Pfandbriefe und die Reihe 18 der mit 4½ bom Hundert verzins⸗ 
lichen Goldmark-Pfandbriefe gekündigt. Sie bietet den Inhabern 
der gekündigten Pfandbriefe jetzt den Umtauſch in Pfandbriefe mit 
einem Zinsſatz von 4vom Hundert zum Nennbetrag an. Die 


Inhaber der gekündigten Pfandbriefe können ſtatt des Umtauſchs. 
die Bareinlöſung wählen. 


Keiegswictschaftliche Versorgung 
der Bevölkerung 


Bezug von Tee. Alle Verſorgungsberechtigten über achtzehn 
Jahre konnen in der Zeit vom 20. Januar bis 9. Februar 1941 an 
Stelle von 125 Gramm Kaffeeerſatz oder Kaffeezuſatzmitteln 
25 Gramm ſchwarzen Tee beziehen. Die Anmeldung für den Tee⸗ 


19915 erfolgt durch Abgabe des Abſchnitts N 27 der Nährmittel⸗ 
arte 17. 


Verteilung von Gemüſekonſerven und Obſtkonſerven. Gemüſe⸗ 
konſerven und Obſtkonſerven können im Winter 1940/41 nux in 
Großſtädten und in denjenigen Städten und Kreiſen, deren ‚Eins 
wohner zu mehr als 50 v. H. in Induſtrie und Handwerk beſchäftigt 
ſind, ausgegeben werden. Die Verſorgungsberechtigten erhalten 
eine beſondere „Karte für Gemüſekonſerven und Trockengemüſe“. 


Jeder Verbraucher erhält auf dieſe Karte zwei ganze Doſen Ge— 
müſekonſerven. 


Abgabe von Nähmitteln. Auf den Abſchnitt „Nähmittel 2“ der 
zweiten Reichskleiderkarte dürfen Nähmittel im Gegenwert von 
30 Rpf abgegeben werden. Bei der Abgabe von Nähſeide und von 


Seidenglanzgarnen wird nur die Hälfte des Werts angerechnet. Er 
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Bezug von Wintermänteln auf Kleiderkarte. Wintermäntel 
dürfen auf die zweite Reichskleiderkarte für Männer vom voll⸗ 
endeten fünfzehnten Lebensjahr an bis auf weiteres nicht abge⸗ 

1 geben werden. 


Verkehr und Veranstaltungen 


Breslauer Meſſe 1941. Die Breslauer Meſſe 1941 mit Land⸗ 
maſchinenmarkt findet vom 21. bis 25. Mai 1941 ſtatt. Der Meſſe⸗ 
hof mit 10 000 qm Grundfläche iſt wieder frei geworden. Der ber⸗ 

ftärkten Nachfrage nach Ausſtellungsfläche kann nunmehr wieder 
entſprochen werden. 


Poſtwertzeichen werden ungültig. Die folgenden Poſtwert⸗ 
zeichen verlieren am 31. Dezember 1940 ihre Gültigkeit zum 
Freimachen von Poſtſendungen: 


1. Freimarken zur Automobilausſtellung, 

2. Freimarken zum Reichsberufswettkampf, 

3. Freimarke zum fünfzigſten Geburtstag des Führers, 
4. Freimarken zur Reichs⸗Gartenſchau, 

5. Freimarke zum Nationalen Feiertag 1939, 

6 

7 

8 


Be * 


„ Freimarken zum Nürburgrennen, 

. Freimarke zum Deutſchen Derby in Hamburg, 
. Freimarke zum Tag der Deutſchen Kunſt, 

9. Freimarke zum Reichsparteitag 1939, 

10. Freimarken zur Wiedervereinigung Danzigs, 
11. Danziger Überdruckmarken, 

12. Poſtkarte zum Kölner Karneval, 

13. Poſtkarte zum fünfzigſten Geburtstag des Führers, 
Poſtkarte zum Nationalen Feiertag 1939, 
Poſtkarten zur Deutſchen Oſtmeſſe, 

. Poſtkarte zum Reichsparteitag 1939, 

17. Danziger Überdruckproſtkarten. 
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Von den bezeichneten Poſtwertzeichen können nur die Freimarken 
zum Reichsberufswettkampf, zur Wiedervereinigung Danzigs und 
die Danziger Überdruckmarken und Überdruckpoſtkarten im Januar 
| 1941 gebührenfrei gegen andere Poſtwertzeichen umgetauſcht 
werden. 


N Poſtverkehr mit dem Protektorat. Der Zahlungsanweiſungs⸗ 

dienſt nach dem Protektorat iſt ab 1. Dezember 1940 nach den 
innerdeutſchen Vorſchriften aufgenommen worden. Im Verkehr 
vom Protektorat nach dem Reich ſind Zahlungsanweiſungen zu⸗ 
nächſt noch nicht zugelaſſen. 


u Poſtverkehr mit Belgien, Holland und Luxemburg. Im Poſt⸗ 
verkehr zwiſchen Belgien, Holland und Luxemburg ſind nunmehr 
4 nach jeder Richtung auch eingeſchriebene Briefe und Poſtkarten 
und gewöhnliche und eingeſchriebene Druckſachen, Warenproben, 
Geſchäftspapiere und Miſchſendungen zugelaſſen. — Im Verkehr 
zwiſchen Deutſchland und den Niederlanden ſind ab 5. Dezember 
1940 Wertpakete bis zu zwanzig Kilogramm zugelaſſen. Der 
Höchſtbetrag der Wertangabe iſt auf 1600 Reichsmark (zwei⸗ 
end Goldfranken) feſtgeſetzt worden. 


. Poſtverkehr mit Amerika. Briefſendungen nach Nordamerika, 
Mittelamerika und Südamerika werden jetzt ausnahmslos über 
Sibirien und Japan befördert. Die Poſtbeförderung mit Clipper⸗ 

Flugzeugen wird durch dieſe Regelung nicht berührt. 


Kriegsſachſchädenverordnung. Durch die Kriegsſachſchäden⸗ 
verordnung vom 30. November 1940 (RGBl. I S. 1547) iſt die Ent⸗ 
ſchädigung für Schäden an beweglichen und unbeweglichen Sachen, 
die feit dem 26. Auguſt 1939 innerhalb des Gebiets des Groß⸗ 
1 deutſchen Reichs entſtanden ſind, einheitlich geregelt worden. Die 

Entſchädigung kann in Geld oder durch Erſatzleiſtung in Natur 
N geleiftet werden. Die Entſcheidung über die Höhe und die Art der 
5 Entſchädigung trifft zunächſt die untere Verwaltungsbehörde. Die 

Kriegsſachſchädenverordnung tritt am 15. Dezember 1940 in Kraft. 
Die bisherigen Beſtimmungen über die Feſtſtellung und Entjchaͤdi⸗ 
gung von Sachſchäden treten zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 


* 
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Lebenshaltungskosten im November 1940 


Die Reichskennziffer für die Lebenshaltungskoſten iſt im No⸗ 
vember 1940 mit 130,2 gegenüber Oktober 1940 unverändert ge⸗ 
blieben. Ausgangspunkt find dabei die Jahre 1913/14 = 100. 
Die Richtzahl für Ernährung iſt um 0,5 v. H. auf 126,0, die Richt⸗ 
zahl für Heizung und Beleuchtung um 0,1 v. H. auf 124,4 zurück⸗ 
gegangen. Die Kennziffer für Bekleidung iſt um 1,8 v. H. auf 
146,2, die Kennziffer für „Verſchiedenes“ um 0,2 v. H. auf 147,5 
geſtiegen. Die Richtzahl für Wohnung (121,2) iſt unverändert 
geblieben. 


Außenhandel 
und Wirtschaft des Auslandes 


Bulgarien. Außenhandel. Für die Entwicklung des Außen⸗ 
handels von Januar bis September 1940 ergibt ſich das folgende 
Bild in Millionen Lewa: 


Ausfuhrüberſchuß (+) 
Einfuhr Ausfuhr oder 
Einfuhrüberſchuß (--) 
Jan. / Sept. 1939 . 8 706,8 8 186,8 — 520,0 
Jan. Sept. 1940 4 218,3 4252, + 84,1. 


Chile. Einlöſung der Auslands⸗Amortiſationsbonds etu⸗ 
geſtellt. Chile hat die Einlöſung der Amortiſationsbonds der Aus⸗ 
landsſchuld unter Weiterführung des Zinſendienſtes eingeſtellt. 
Die frei werdenden Gelder werden dem Wiederaufbaufonds für 
die Erdbebengebiete bis zum Betrag von ſechs Millionen Dollar 
zugeführt. 


Dänemark. Steigerung der Induſtrieerzeugung im Jahr 1939. 
Der Geſamtwert der däniſchen induſtriellen Erzeugung betrug im 
Jahr 1939 2779 Millionen Kronen gegenüber 2 493 Millionen 
Kronen im Jahr 1938 und 2504 Millionen Kronen im Jahr 1937. 


Frankreich. Einſchränkung des baren Zahlungsverkehrs. 
Zahlungen von Gehältern, Löhnen und Mieten und Zahlungen 
für Transporte, Dienſtleiſtungen, Lieferungen oder Arbeiten von 
mehr als 3000 Francs dürfen, von einigen Ausnahmen ab⸗ 
geſehen, nur noch durch Verrechnungsſchecke oder durch Über⸗ 
weiſung ausgeführt werden. Jeder eingetragene Kaufmann muß 
ſich bei einer Bank oder bei einem Poſtſcheckamt ein Konto ein⸗ 
richten laſſen. Die Begleichung der Verpflichtungen des Staates 
und der öffentlichen Körperſchaften und Konzeſſionsbetriebe kann 
zum Teil durch Wechſel erfolgen. Dieſe Wechſel dürfen an Unter⸗ 
lieferanten weitergegeben werden. Durch dieſe Maßnahmen ſoll 
der im Verhältnis zur Wirtſchaftstätigkeit zu hohe Notenumlauf 
auf ein erträgliches Maß geſenkt werden. 


Italien. Steigerung der Binnenſchiffahrt. Der Geſamtfracht⸗ 
verkehr auf den italieniſchen Flüſſen und Seen betrug im Jahr 
1939 8,7 Millionen Tonnen. Gegenüber dem Jahr 1938 iſt eine 
Steigerung um 6 v. H. zu verzeichnen. 


Rumänien. Aktienabſtempelung für alle Monopolgeſellſchaften. 
Die Vorſchriften des Geſetzes über die Verpflichtung zur Vor⸗ 
legung und Abſtempelung von Petroleumaktien wurden auch auf 
die Aktien aller Staatsmonopolgeſellſchaften ausgedehnt. Für die 
Vorlage der Aktien iſt eine Friſt von dreißig Tagen geſetzt worden. 


Sowjetunion. Einführung der Rubelwährung in den balti⸗ 
ſchen Republiken. Ab 25. November 1940 iſt die Rubelwährung 
neben der Landeswährung in den baltiſchen Republiken ein⸗ 
9 worden. Es wurden die folgenden Umrechnungſätze feſt⸗ 
geſetzt: 


il 


MEN 
1 Lat Mir 
1 eſtniſche Krone. 


0,90 Rubel 
1,00 Rubel 
1,25 Rubel. 
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